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11.05.2021 Hauptausschuss Stepenitztal
22.06.2021 Gemeindevertretung Stepenitztal

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung Stepenitztal beschließt,
a) nach § 5 (2) BüGembeteilG M-V __ Stück Kommanditanteile an der Bürgerwindpark 

Schönberg GmbH & Co. KG zum Kaufpreis von 500 € je Anteil zu erwerben oder
b) die Offerte nicht in Anspruch zu nehmen.

 
Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 15.01.2021 hat die Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG der 
Gemeinde Stepenitztal eine Offerte unterbreitet und darüber informiert, dass die Gemeinde 
im Rahmen des Bürger- und Gemeindebeteiligungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern 
(BüGembeteilG M-V) zu den Kaufberechtigten gemäß § 5 des genannten Gesetzes zählt. 

Durch die Lage des Bürgerwindparks Schönberg fällt die Gemeinde Stepenitztal unter die 
Kaufberechtigten, da ihr Gemeindegebiet nicht mehr als 5 km vom Standort der 
Windenergieanlage entfernt liegt. 
Der Vorhabenträger bietet den Kaufberechtigten 20 % der Anteile (insgesamt 1.560 Anteile) 
an, wovon 10 % den kaufberechtigten Gemeinden und 10% den kaufberechtigten Bürgern 
zur Verfügung gestellt werden. Ein Kommanditanteil kann zum Preis von 500 € erworben 
werden. Die Zeichnungsmöglichkeit für Kaufberechtigte endet am 04.07.2021. Das 
Zuteilungsverfahren für den Fall, dass das Volumen der gezeichneten Anteile das der Offerte 
übersteigen sollte, ist in § gesetzlich geregelt. 

Durch die Kämmerei des Amtes Schönberger Land, dessen Gemeinden ebenfalls eine 
entsprechende Offerte erhalten haben, wurde bereits eine Vorabstimmung mit der unteren 
Rechtsaufsichtsbehörde vorgenommen. Die Rechtsaufsichtsbehörde stellt fest, dass der 
Erwerb der Vermögensanteile für die Kommunen lukrativ sein kann, weist aber auch auf die 
damit verbundenen erheblichen Risiken bis hin zum vollständigen Verlust des eingesetzten 
Vermögens hin. 

Seitens der Rechtsaufsichtsbehörde wird aber auch darauf hingewiesen, dass Gemeinden 
mit gefährdeter oder weggefallener Leistungsfähigkeit, die einen Erwerb von Anteilen nur 
über eine Aufnahme von Krediten finanzieren können, eine eigene individualisierte Prüfung 
vorzunehmen haben. Hierbei ist zu untersuchen, ob ein fremdfinanzierter Beteiligungserwerb 
mit der Haushaltslage und der dauernden Leistungsfähigkeit im Einklang steht. Nach 
Rubikon ist die Gemeinde Stepenitztal in die Leistungsgruppe „gefährdete dauernde 
Leistungsfähigkeit“ einzuordnen. Die Gemeinde hat gemäß aktuellem Haushaltsplan für das 
Jahr 2021 bereits Kreditaufnahmen in Höhe des Eigenanteils ihrer Investitionen von 378.000 
Euro eingeplant, um eine unzulässige Finanzierung von Investitionen über Kassenkredite zu 
vermeiden. 
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Für die zusätzliche Aufnahme von Investitionskrediten zum Kauf von Anteilen wäre der 
Beschluss einer Nachtragshaushaltssatzung durch die Gemeindevertretung und eine 
Genehmigung der Erhöhung des Kreditbetrages durch die untere Rechtsaufsichtsbehörde 
erforderlich. Die Frist für die Zeichnungsmöglichkeit zum Kauf der Anteile läuft am 
04.07.2021 ab,

Die Verwaltung hat beim Investor nachgefragt, ob dieser bereit wäre, die alternative 
Ausgleichsabgabe nach § 11 BüGembeteilG M-V zu zahlen, welche zwar niedriger, aber 
völlig risikofrei ist. Diese Möglichkeit wurde durch die Bürgerwindpark Schönberg GmbH 
& Co. KG mit Schreiben vom 30.04.2021 abgelehnt. 

 

Finanzielle Auswirkungen:
Variante a) Auszahlung 2021: 500 € je Anteil, bei bspw. 20 Anteilen 10.000 Euro, 
Darlehensaufnahme in gleicher Höhe, kumulierter Kapitaldienst (bei 1% Zins und 20 J LZ): 
11.032,32 €; Dividende lt. Prognose: 185,74% = 18.574 Euro, verbleiben nach Abzug 
Kapitaldienst: 7.542 Euro in 20 Jahren (durchschnittlich 377 €/a) bei Eintreffen der Prognose, 
Risiken sh. Infoblatt

 
Anlagen:
 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Stepenitztal
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Eilveser Hauptstraße 56
31535 Neustadt
Telefon: +49 5034 / 8794-268
Telefax: +49 5034 / 8794-199
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energie

Schönberg, 15.01.2021

Möglichkeit zur Beteiligung am Bürgerwindpark Schönberg -

Offerte Kommanditanteile an der Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG

Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne informieren wir Sie, dass Sie im Rahmen des Bürger- und Gemeindenbeteiligungsge-
setzes Mecklenburg-Vorpommern (BüGembeteilG M-V) zu den Kaufberechtigten gemäß § 5
BüGembeteilG M-V zählen. Mit diesem Schreiben übersenden wir lhnen die Offerte zu Ihrer Be-
teiligungsmöglichkeit und informieren Sie über die Schritte des Beteiligungsprozesses.
Diese Offerte enthält alle gesetzlich vorgeschriebenen lnformationen für die Beteiligung am
Bürgerwindpark Schönberg.

Daneben sind auf der Internetseite buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.de weitere
Informationen zum Projekt und zur Beteiligung bereitgestellt. Die wichtigsten Termine für lhre
Beteiligung sind wie folgt:

4. Februar 2021 von 18.00 Uhr bis 20.00 Uhr:Informationsveranstaltung für
Kaufberechtigte

5. Februar 2021: Start Zeichnungsmöglichkeit für Kaufberechtigte

4. Juli 2021: Ende der Zeichnungsmöglichkeit für Kaufberechtigte

Als Zusammenfassung zum Beteiligungsprozess finden Sie in der Aniage 1 die praktischen
Hinweise zur Beteiligung.

Im Folgenden finden Sie die Informationen zur Beteiligung gem. § 7 Abs. 2 BüGembeteilG M-V:

Geschäftsführer: Um weltbank AG FA Nienburg/W eser Persönlich haftende Gesellschafterin
Marcus Bierm ann IBAN: DE71 7603 5000 0002 3848 92 Steuer-Nr.: 34/202/51205 NaturEnergie Region Hannover
Pe te r  T r ute BIC: UMWEDE7NX)0( USt-IdNr.: DE317635484 Verwaltungs- GmbH

Amtsgericht Hannover Eilveser Hauptstr. 56, 31535 Neustadt
H R A  2 0 4  3 0 4 Amtsgericht Hannover HRB 209 653
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Bezeichnung des Projekts mit Angabe des Standortes

Projektbezeichnung Bürgerwindpark Schönberg
Standort Gemarkung Sabow Flu rstücke 23/15 und 26/16
Standort Schönberg Flurstücke 497/11, 499/5, 506/4, 501, 14 und 16

Bezeichnung des Vorhabenträgers unter Angabe der gesetzlichen Vertreterin oder des
gesetzlichen Vertreters

Vorhabenträgerin Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG,
Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt

Gesetzliche Vertreterin NaturEnergie Region Hannover Verwaltungs-GmbH
(Sitz und Geschäftsanschrift:
Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt),
diese wiederum vertreten durch ihre
Geschäftsführer Marcus Biermann und Peter Trute
(beide geschäftsansässig: Eilveser Hauptstraße 56,
31535 Neustadt)

Benennung der Anlageform unter Mittel lung der auf die Einlage beschränkten Haftung
der Kaufberechtigten

Anlageform Kommanditanteile an der
Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG

Haftung Beteiligung als Kommanditist/in (beschränkt
haftende Gesellschafter) an der Emittentin
Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG.
Die Haftung als Kommanditist/in ist gemäß des
Gesellschaftsvertrages der Projektgesellschaft
auf die Einlage beschränkt.

Benennung der Gesellschafterin, des Gesellschafters oder der Gesellschafter, welche die
Geschäftsanteile als Vertragspartner den Kaufberechtigten zur Verfügung stellen

Gesellschafterin und Vertragspartnerin Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG,
vertreten durch die Komplementärin NaturEnergie
Region Hannover Verwaltungs-GmbH

Angabe der Stelle, bei welcher der nach den bundesgesetzlichen Vorschriften zu erstel-
lende Prospekt in vollständiger Fassung abgerufen oder angefordert werden kann

Verkaufsprospekt online buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.de
Verkaufsprospekt als gedrucktes Exemplar Der Verkaufsprospekt kann bei der Emittentin

schriftlich angefordert werden.

Geschäftsführer:
Marcus Biermann
Peter Trute

Umweltbank AG
IBAN: DE71 7603 5000 0002 3848 92
BIC: UMWEDE7NXXX

FA Nienburg/Weser
Steuer-Nr: 34/202/51205
USt-IdNr.: DE317635484
Amtsgericht Hannover
HRA 204 304

Persönlich haftende Gesellschafterin
NaturEnergie Region Hannover
Verwaltungs-GmbH
Eilveser Hauptstr. 56, 31535 Neustadt
Amtsgericht Hannover HRB 209 653
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Angabe des Anteilspreises

Seite 3

Preis eines Kommanditantells 500,00 EUR
Ein Agio wird nicht erhoben.

Angabe des Gesamtinvestitionsvolumens und der Summe aller Gesellschaftseinlagen
unter Angabe der Summe der nach diesem Gesetz offerierten Anteile

Summe aller Gesellschaftseinlagen 3.911.000 EUR
Gesamtinvestitionsvolumen der angebotenen
Vermögensanlage

3.900.000 EUR

Anzahl offerierter Anteile insgesamt 7.800 Kommanditanteile
Gesamtbetrag der angebotenen Vermögensan-
lage im Rahmen der Offerte nach BüGembeteilG
M-V an Gemeinden und Bürgerinnen und Bürger

780.000 EUR

Anzahl offerierter Anteile im Rahmen der Offer-
te nach BüGembeteilG M-V an Gemeinden und
Bürgerinnen und Bürger

1560 Kommanditanteile

Zusatzkontingent es ist vorgesehen, bei entsprechendem Interesse
ein freiwilliges Zusatzkontingent anzubieten

Mitteilung über die erforderliche Form und den notwendigen lnhalt der Erklärung nach
§ 9 Absatz 1, deren Adressaten, den Zeitpunkt des Ablaufs der Erklärungsfrist sowie den
Hinweis auf die Maßgeblichkeit des Eingangs der Erklärung

Beitritt zur Gesellschaft Erfolgt durch Online-Zeichnung über die Webseite
buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.de oder
per Post. Nutzen Sie bitte das Formular „Anteils-
zeichnung Bürgerwindpark Schönberg GmbH &
Co. KG (Interessensbekundung zum Beitritt als
Kommanditist)'. Bitte beachten Sie hierzu auch die
beiliegende Information „Praktische Hinweise zum
Beitritr.

Adressat der Erklärung Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG
Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt

Ablauf der Erklärungsfrist Mit Ende der Offerte am 04.07.2021 24.00 Uhr
Maßgeblichkeit des Eingangs der Erklärung Mit Ende der Offerte am 04.07.2021 24.00 Uhr

Hinweis auf das Zuteilungsverfahren nach § 9 Absatz 4 im Falle der Überzeichnung

Verfahren der Zuteilung bei Überzeichnung Für den Fall, dass das Volumen der gezeichneten
Anteile das der unter dem BüGembeteilG M-V
offerierten übersteigen sollte, sind den kaufberech-
tigten Gemeinden und Bürgern nach dem gesetz-
lich vorgeschriebenen Verfahren nach §9 Abs. 4
BüGembeteilG M-V die Anteile zuzuteilen.

Geschäftsführer: Umweltbank AG FA Nienburg/Weser Persönlich haftende Gesellschafterin
Marcus Biermann IBAN: DE71 7603 5000 0002 3848 92 Steuer-Nr.: 34/202/51205 NaturEnergie Region Hannover
Peter Trute BIC: UMWEDE7NXXX USt-IdNr.: DE317635484 Verwaltungs-GmbH

Amtsgericht Hannover Eilveser Hauptstr. 56, 31535 Neustadt
HRA 204 304 Amtsgericht Hannover HRB 209 653
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Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG energie Seite 4

Benennung der Kontaktdaten einer Ansprechpartnerin oder eines Ansprechpartners
des Vorhabenträgers in Deutschland, bei dem sich Kaufberechtigte näher informieren
können

Ansprechpartnerin Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG
Abteilung Bürgerbeteiligung

Kontakt Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG
Eilveser Hauptstraße 56
31535 Neustadt
Telefonnummer: +49 5034 / 8794-268
E-Mail: schoenberg@naturenergie-hannover.de

Mitteilung über Zeit und Ort der Veranstaltung

Termin Informationsveranstaltung 04.02.2021 18.00 - 20.00 Uhr
Art der Durchführung Online über Internet-Übertragung

buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.de/
informationsveranstaltung
Eine Aufzeichnung der Informationsveranstaltung
wird über die Webseite zur Verfügung gestellt.

Hinweis: Die Beteiligung erfolgt auf Grundlage des Bürger-
und Gemeindenbeteiligungsgesetzes.
Aufgrund der aktuellen Corona-Situation wird
die gesetzlich vorgeschriebene Informationsver-
anstaltung in Abstimmung mit dem zuständigen
Ministerium online abgehalten und via Internet
übertragen.
Die Veranstaltung wird aufgezeichnet, somit
können Sie sich diese auch später auf
buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.del
informationsveranstaltung ansehen.

Als Anlage zu diesem Schreiben finden Sie folgende Unterlagen:

• Anlage 1: Praktische Hinweise zum Beitritt
• Anlage 2: Ergebnisse des Ertragswertgutachtens und Kaufpreisermittlung nach BüGembeteilG M-V
• Anlage 3: Vermögensanlagen-Informationsblatt

Vielen Dank für Ihr Vertrauen.

Mit freundlichen Grüßen

Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG

Marcus Biermann

Geschäftsführer: Umweltbank AG FA Nienburg/Weser Persönlich haftende Gesellschafterin
Marcus Biermann IBAN: DE71 7603 5000 0002 3848 92 Steuer-Nr.: 34/202/51205 NaturEnergie Region Hannover
Peter Trute BIC: UMWEDE7NXXX USt-IdNr.: DE317635484 Verwaltungs-GmbH

Amtsgericht Hannover Eilveser Hauptstr. 56, 31535 Neustadt
HRA 204 304 Amtsgericht Hannover HRB 209 653
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Datenschutz-Hinweise gem. Artikel 14 DS-GVO:

An lass der Erhebung

Wir haben die Daten im Zuge des Bürger- und Ge-
meindenbeteiligungsgesetz Mecklenburg-Vorpom-
mern (BüGembeteilG M-V) erhoben. Die Erhebung
erfolgte gem. 57 Abs. 1 i.V.m. 55 Abs. 1 BüGembe-
teilG M-V.

Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen
und Datenschutzbeauftragten

Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG

vertreten durch NaturEnergie Region
Hannover Verwaltungs-GmbH

Eilveser Hauptstraße 56
31535 Neustadt
Tel: +49 5034 / 8794-268
Fax: +49 5034 / 8794-199
E-Mail: schoenberg@naturenergie-hannover.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der
Datenverarbeitung

Zwecke der Verarbeitung:
Ihre Daten werden dafür erhoben, um lhnen als
Berechtigte nach BüGembeteilG M-V die Offerte
zukommen zu lassen und die Berechtigung zur Be-
teiligung zu prüfen

Rechtsgrundlagen der Verarbeitung und Quelle
der Daten:
Ihre Daten werden auf Grundlage einer gesetz-
lichen Pflicht Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c DSGVO in
Verbindung mit § 7 Abs. 1 i.V.m. § 5 Abs. 1 BüGem-
beteilG M-V verarbeitet. Die Erhebung erfolgte
hierbei über die jeweiligen Einwohnermeldeämter.

Kategorien der personenbezogenen Daten,
die verarbeitet  werden

Anrede, Name, Vorname
Anschrift

Geschäftsführer:
Marcus Biermann
Peter Trute

Umweltbank AG
IBAN: DE71 7603 5000 0002 3848 92
BIC: UMWEDE7NXXX

Dauer der Speicherung der personen-
bezogenen Daten

Die Daten werden nach der Erhebung bei den Ein-
wohnermeldeämtern so lange gespeichert, wie
dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewah-
rungsfristen für die jeweilige Aufgabenerfüllung
einschließlich Dokumentationspflichten erforder-
lich ist.

Betroffenenrechte

Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen
Ihnen folgende Rechte zu:

Werden lhre personenbezogenen Daten verarbei-
tet, so haben Sie das Recht Auskunft über die zu
Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art.
15 DSGVO). Sollten unrichtige personenbezogene
Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht
auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGV0). Liegen die ge-
setzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die
Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung
verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbei-
tung einlegen (Art. 17, 18 und 21 DSGV0).Wenn Sie
in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder
ein Vertrag zur Datenverarbeitung besteht und die
Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Ver-
fahren durchgeführt wird, steht Ihnen gegebenen-
falls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20
DSGVO).

Es besteht natürlich auch jederzeit bei einer Auf-
sichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedstaat
Ihres Aufenthaltsorts, lhres Arbeitsplatzes oder
des Orts des mutmaßlichen Verstoßes beschwe-
ren, wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbei-
tung der Sie betreffenden Daten gegen die DS-GVO
verstößt. Die für uns zuständige Aufsichtsbehörde
für den Datenschutz ist:

Landesbeauftragte für den Datenschutz
Niedersachsen
Prinzenstraße 5
30159 Hannover

FA Nienburg/Weser
Steuer-Nr.: 34/202/51205
USt-IdNr.: DE317635484
Amtsgericht Hannover
HRA 204 304

Persönlich haftende Gesellschafterin
NaturEnergie Region Hannover
Verwaltungs-GmbH
Eilveser Hauptstr. 56, 31535 Neustadt
Amtsgericht Hannover HRB 209 653
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Anlage 1: Praktische Hinweise zum Beitritt
Bitte beachten Sie folgende praktische Hinweise zum Beitritt

zur Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG:

1. Als Kaufberechtigte/-r haben Sie mit diesem Schreiben die Offerte der Emittentin per Post erhalten.
In der Offerte erhalten Sie lnformationen zum Termin der öffentlichen Informationsveranstaltung.

2. Die öffentliche Informationsveranstaltung findet online statt. Sie können sich im Rahmen der
Veranstaltung über das Projekt und die Beteiligung informieren und lhre Fragen stellen:

Am 04. Februar 2021 von 18.00 - 20.00 Uhr

Link zur Veranstaltung

buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.de/informationsveranstaltung

3. Ab dem Tag nach der öffentlichen Informationsveranstaltung haben Sie die Möglichkeit, eine Interes-
sensbekundung auf die Offerte abzugeben.

4. Haben Sie Interesse an der Vermögensanlage, so registrieren Sie sich bitte auf der Onlineplattform
unter buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.de und geben dort lhre persönlichen Daten und die
gewünschte Anzahl der Anteile (z.B. 3 Anteile) an. Alternativ können Sie das Formular zur Interessens-
bekundung unter schoenberg@naturenergie-hannover.de oder telefonisch anfordern.

r.‚ 5. Im Anschluss erhalten Sie eine E-Mail bzw. ein Schreiben über den Zugang ihrer Interessensbekun-
g dung.

6. Nach Ablauf der Zeichnungsfrist gemäß § 9 Abs. 2 BüGembeteilG M-V (04.07.2021) führen wir eine
Zuteilung durch. Übersteigt das Volumen der Anteile, für das eine lnteressenbekundung abgegeben
wurde, nicht das Volumen der offerierten Anteile, erhalten Sie die Zuteilung der Anteile in der ge-
wünschten Anzahl. Für den Fall, dass das Volumen der Anteile, für die eine lnteressenbekundung ab-
gegeben wurde, das der offerierten Anteile übersteigt, findet das Zuteilungsverfahren nach § 9 Abs. 4
BüGembteilG M-V statt.

7. Nach Abschluss der Zuteilung (Juli 2021) erhalten Sie (per E-Mail oder postalisch) lhre persönlichen
Unterlagen mit lhrer Beitrittserklärung und der vorausgefüllten Handelsregistervollmacht. Erst aus
diesen Beitrittsunterlagen geht dann die lhnen zugeteilte Anzahl von Anteilen hervor.

8. Reichen Sie anschließend lhre unterschriebene Beitrittserklärung, die steuerliche Selbstauskunft, die
notariell beglaubigte Handelsregistervollmacht sowie das unterschriebene Vermögensanlagen-Infor-
mationsblatt (VIB) im Original bei uns ein.

9. Wir bestätigen lhnen anschließend die Annahme Ihres Beitritts.

Wir bedanken uns für Ihr Vertrauen und Ihr Engagement für die Energiewende.

lhre Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG

Kontakt: Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt
E-Mail: schoenberg@naturenergie-hannover.de
Telefon: +49 5034 / 8794-268
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Zusammenfassung der Ergebnisse des Ertragsw ertgutachtens und Kaufpreisermittlung nach BügemBeteilG MV

Projektgesellschaft: Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG, Neustadt

A. Ergebnisse des Ertragsw ertgutachtens nach § 6 Abs. 3 BügemBeteilG MV

Gutachter: Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf

Grundlagen des Gutachtens: Planungen der Projektgesellschaft i.d.F.d. Billigung des Verkaufsprospekts
durch die Bafin vom 18. Dezember 2020

EUR

Wert des Eigenkapitals gem. § 6 Abs. 2 BügemBeteilG MV zum 31. Dezember 2020: 2.355.847,00

Ertragswert gem. § 6 Abs. 5 BügemBeteilG MV zum 1. November 2020: 2.038.100,00

Ertragswert gem. § 6 Abs. 5 BügemBeteilG MV zum 1. Januar 2021:

Koeffizient Ausgleichsabgabe zum 1. November 2020: 0,002164335 €/kWh

2.063.000,00

B. Ermittlung des Kaufpreises nach § 6 Abs. 6 BügemBeteilG MV EUR EUR

Zur Zeichnung angebotenes Kommanditkapital insgesamt
(gem. dem von der Bafin am 18.12.2020 gebilligten Verkaufsprospekt)

3.900.000,00

Anteil für Kaufberechtigte gem. § 4 Abs. 1 BügemBeteilG MV (20 %)

Anzahl der Anteile bei 20 % zum Mindestzeichnungsbetrag von EUR 500,00
gem. § 4 Abs. 4 Gesellschaftsvertrag für Berechtigte gem. § 5 BügemBeteilG MV

Kaufpreis gemäß § 6 Abs. 1 BügemBeteilG M-V

Zur Zeichnung für Kaufberechtigte offeriertes Eigenkapital (Kommanditeinlagen) 780.000,00
Anzahl der Anteile zum Mindestzeichnungsbetrag von EUR 500,00 1.560,00

780.000,00

1.560

Preis je Anteil zum Mindestzeichnungsbetrag von EUR 500,00 500,00

C. Bescheinigung

Die vorstehende Ermittlung des Kaufpreises steht
im Einklang mit den Vorschriften des BügemBeteilG MV: 7. Januar 2021 Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

•. Q» iltA49-,
,...,..

-
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Vermögensanlagen-I nformadonsblatt gemäß § 13 VermAnI G

W arnhinw eis: Der Erw erb dieser Vermögensanlage ist mit
erheblichen Risiken verbunden und kann zum vollständigen Verlust

des eingesetzten Vermögens führen.
Stand: 15. Dezember 2020
Anzahl der bisherigen Aktualisierungen: 0
1 Art der Vermögensanlage Kommanditanteile

Bezeichnung der
Vermögensanlage

Bürgerwindpark Schönberg

2 Anbieter und Emittent
der Vermögensanlage

Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG, Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt

Geschäftstätigkeit
des Emittenten

Betrieb eines Windparks zur Erzeugung regenerativer Energie, sowie Einspeisung und Vermarktung der er-
zeugten Energie in Bezug auf das Vorhaben in der Gemeinde Schonberg im Landkreis Nordwestmecklenburg
und alter damit zusammenhängenden Tätigkeiten.

3 Anlagestrategie Einsatz des eingeworbenen Kommanditkapitals durch Einhaltung der Anlagepolitik für den Erwerb des Wind-
parks und somit für die Förderung des Anlageziels.

Anlagepolitik Die Anlagepolitik der hier angebotenen Vermögensanlage besteht darin, die Vorteile der erneuerbaren Ener-
gien zu nutzen. Hierzu dient der Erwerb von Windenergieanlagen der regenerativen Stromgewinnung aus
Wind. Die Anlagepolitik ist geprägt durch das Konzept eines Bügerwindparks, d.h. dass 20% der Vermögens-
anlage vorzugsweise den umliegenden Anwohnern und Gemeinden des Windparks angeboten wird. Weitere
80% der Vermögensanlage sowie etwaiges Kommanditkapital, das im Rahmen der vorstehenden Offerte nicht
vollständig platziert werden kann, wird überregional alien lnteressenten angeboten.

Anlageobjekt Windpark bestehend aus acht Windenergieanlagen und einer Erweiterung um zwei weitere Windenergiean-
lagen vom Typ ENERCON E-92 östlich der Stadt Schonberg (Landkreis Nordwestmecklenburg) nebst elekt-
rischer und verkehrstechnischer lnfrastruktur. Die Nennleistung jeder Windenergieanlage beträgt 2,35 MW.
Die Windenergieanlagen haben eine Nabenhöhe von jeweils 138,38 m, einen Rotordurchmesser von jeweils
92 m und eine Gesamthöhe von jeweils 184,4m. Zudem sind auch die Rückführung der Zwischenfinanzierun-
gen Eigenkapital BayWa r.e. Wind GmbH für den Erwerb der Windenergieanlagen Anlageobjekt im Sinne der
VermVerkProspV. Zur Zwischenfinanzierung des Kaufpreises des Windparks bestehend aus acht Windenergie-
anlagen nebst elektrischer und verkehrstechnischer lnfrastruktur wurde mit dem Verkäufer der Anteile an der
Projektgesellschaft Windpark Schonberg GmbH & Co. KG, der BayWa r.e. Wind GmbH, ein Darlehensvertrag
über bis zu EUR 3.500.000 geschlossen. Das Darlehen wurde in voller Höhe in Anspruch genommen und hat
eine Laufzeit bis zum 31. Dezember 2020. Der Sollzinssatz beträgt 7% p.a. Zur Zwischenfinanzierung des Kauf-
preises der Erweiterung des Windparks um zwei weitere Windenergieaniagen wurde mit dem Verkäufer der
Anteile an der Projektgesellschaft Windpark Schönberg II GmbH & Co. KG, der BayWa r.e. Wind GmbH, ein
Darlehensvertrag über bis zu EUR 1.000.000 geschlossen. Das Darlehen wurde in voller Höhe in Anspruch ge-
nommen und hat eine Laufzeit bis zum 30. juni 2021. Der Sollzinssatz beträgt 7% p.a. Hinsichtlich der weiteren
Einzelheiten zu den Zwischenfinanzierungen Eigenkapital BayWa r.e. Wind GmbH wird auf die Ausführungen
des Verkaufsprospekts auf den Seiten 70 f., 95 verwiesen.

4 Laufzeit und Kündigungsfrist
der Vermögensanlage

Der Em ittent ist auf unbestim m te Zeit errichtet Die Laufzeit der Verm ögensanlage beginntfür den Anleger m it
der Annahme der Beitrittserklärung und endet durch Kündigung des Kommanditanteils oder Liquidation des
Emittenten. Eine Kündigung des Kommanditanteils kann unter Einhaltung einer Frist von 6 Monaten zum Ende
eines Geschäftsjahres, erstmals zum 31. Dezember 2040, erfolgen. Die Laufzeit der Vermögensanlage beträgt
somit rd. 20 Jahre. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung durch den Anleger bleibt hierdurch unberührt.

Kondi tionen der  Zinszahlung
und Rückzahlung

Der Anleger ist als Kommanditist am Gewinn und Verlust sowie am  Verm ögen des Em ittenten im  Verhältnis
seiner Kom m anditeinlage beteiligt Über die Höhe der Entnahm en des Anlegers entscheidet die Gesellschaf-
terversam m lung. Entnahm en enthalten zum  Teil eine Rückzahlung der Kom m anditeinlage. Die Kom m andit-
anteile werden nicht fest verzinst. Die Rückzahlung der Vermögensanlage soil ab dem jahr 2023 sukzessive aus
den Einnahmen der operativen Geschäftstätigkeit des Emittenten bis zum Laufzeitende der Vermögensanlage
(2040) erfolgen. im  Falle des vorherigen Ausscheidens eines Anlegers, ist das Auseinandersetzungsguthaben
bei ausreichend freier Liquidität jeweils sechs Monate nach Ausscheiden fällig. im  Ubrigen wird es innerhalb
von fünf Jahren in fünf gleich hohen Raten jeweils in der Mitte des Geschäftsjahres, beginnend sechs Monate
nach dem Tag des Ausscheidens fällig.

5 Risiken
(Verkaufsp rospekt
Sei te 37 ff.)

Der Anleger geht mit der Zeichnung der Vermögensanlage ein langfristiges unternehmerisches Enga-
gement ein. Daher sollte er die in Betracht kommenden Risiken in seine Anlageentscheidung einbe-
ziehen. Nachfolgend können weder sämtliche mit der Vermögensanlage verbundenen Risiken noch
die nachstehend genannten Risiken abschließend erläutert werden. Eine ausführliche Darstellung der
wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Risiken ist ausschließlich dem Verkaufsprospekt zu dieser
Vermögensanlage zu entnehmen Seite 37 ff.).

Maximalrisiko des Aniegers Über den Totalverlust der Verm ögensanlage hinaus besteht das Risiko der Gefährdung des weiteren Verm ö-
gens des Anlegers bis hin zu dessen Privatinsolvenz. Aufgrund einer m öglichen lnanspruchnahm e aus per-
sönlicher Haftung kann der Anleger eine Minderung seines weiteren Verm ögens erleiden, was bis zu einer
Privatinsolvenz des Anlegers führen kann. Sofern der Anleger den Erwerb der Vermögensanlage teilweise oder
vollständig frem dfinanziert hat, hat er den Kapitaldlenst für diese Frem dfinanzierung auch dann zu leisten,
wenn keinerlei Rückflüsse aus der Vermögensanlage erfolgen sollten. Auch eventuelle zusätzliche Steuern auf
den Erwerb, die Veräußerung, die sonstige Beendigung oder die Rückzahlung der Vermögensanlage sind vom
Anleger im  Falle fehlender Rückflüsse aus seinem weiteren Vermögen zu begleichen. Der betreffende Anleger
könnte som it nicht nur sein eingesetztes Kapital verlieren, sondern m üsste das zur Finanzierung der Verm ö-
gensanlage aufgenom m ene Frem dkapital inklusive Zinsen und/oder die eventuell zusätzlichen Steuern und/
oder eine lnanspruchnahm e aus persönlicher Haftung durch Gläubiger des Em ittenten aus seinem  weiteren
Vermögen leisten. Dies könnte zur Privatinsolvenz (maximales Risiko) der Anleger führen.

Geschäftsrisiko /
unternehmerisches Risiko

Die Auszahlungen und die Rückzahlung der Verm ögensanlage an die Anleger hängen im  Wesentlich vom  er-
folgreichen Betrieb der Windenergieanlagen (des Windparks) ab. Der Em ittent erhält für den eingespeisten
Strom  Vergütungen, m it denen vorrangig der im  Zusam m enhang m it dem  Betrieb und der Realisierung des
Windparks entstandene Aufwendungen, insbesondere Betriebskosten sowie Zins und Tilgung von Darlehen
und die Bildung von erforderlichen Rücklagen, gedeckt werden. Der verbleibende Überschuss, der für Aus-
zahlungen und die Rückzahlung der Verm ögensanlage an die Anleger zur Verfügung steht, hängt dam it im
Wesentlichen davon ab, dass der prognostizierte Energieertrag erzielt wird und dass sich die Erlöse aus der
Strom einspeisung und der dagegen stehende Aufwand nebst der anfallenden Steuern nicht negativer ent-
wickeln als in diesem Verkaufsprospekt prognostiziert wird. Dabei spielen insbesondere das Windaufkommen
am  Standort der Windenergieanlagen, die technische Verfügbarkeit und die Leistungsfähigkeit der Anlagen,
die Entwicklung der Betriebskosten (beispielsweise lnstandhaltungs- und Versicherungskosten) und der Dar-
lehenszinsen sowie anfallende Steuern eine entscheidende Rolle. Sollten sich diese schlechter entwickeln als
im  Verkaufsprospekt prognostiziert, so würde sich dies negativ auf die wirtschaftliche Entwicklung und die
Liquidität des Em ittenten auswirken. Dies kann zu geringeren, vollständig ausbleibenden oder verspäteten
Auszahlungen an die Anleger sowie zu einem Teil- oder Totalverlust des von den Anlegern eingesetzten Kapi-
tals führen.

naturenergie Bürgerwind Schönberg
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VERMÖGENSANLAGEN-INFORMATIONSBLATT
Ausfallrisiko des Emittenten Es besteht das Risiko, dass der Emittent aufgrund geringerer Einnahmen und/oder höherer Ausgaben als er-

wartet zahlungsunfähig wird und in die Überschuldung gerät. Die daraus folgende lnsolvenz des Emittenten
führt zu geringeren, verspäteten oder vollständig ausbleibenden Auszahlungen sowie zu einem Teil- oder To-
talverlust des vom Anleger eingesetzten Kapitals. Der Emittent gehört keinem Einlagensicherungssystern an.
Bestehen im Falle der lnsolvenz noch Verbindlichkeiten, so sind diese vor der Rückzahlung der Kommandit-
einlagen an die Anleger zu befriedigen. Für die Anleger kann dies zu einem Teil- oder Totalverlust ihres ein-
gesetzten Kapitals führen

Haftungsrisiko des Anlegers Soweit der Anleger seine Kommanditeinlage nicht geleistet hat, haftet er den Gläubigern des Emittenten in
Höhe seiner in das Handelsregister eingetragenen Haftsumme. Hat der Anleger seine Kommanditeinlage voll-
ständig geleistet, kann die persönliche Haftung des Anlegers im Außenverhältnis gemäß § 172 Abs. 4 HGB wie-
der aufleben, soweit Auszahlungen zu einer Rückzahlung der im Handelsregister eingetragenen Haftsumme
führen, oder soweit der Anleger Gewinnanteile entnimmt, während sein Kapitalanteil durch Verluste unter
den Betrag der geleisteten Haftsumme herabgemindert ist, oder soweit durch die Entnahme sein Kapitalanteil
unter den Betrag der Haftsumme herabgemindertwird. In diesen Fällen können Gläubiger des Emittenten den
Anleger bis zur Höhe seiner Haftsumme in Anspruch nehmen. Gemäß § 160 HGB haftet ein ausscheidender
Kommanditist bis zur Höhe der Haftsumme weitere fünf Jahre für Verbindlichkeiten des Emittenten, soweit
diese zum Zeitpunkt seines Ausscheidens bereits begründet waren. Insoweit droht die Inanspruchnahme
durch Gesellschaftsgläubiger auch nach dem Ausscheiden aus der Gesellschaft. Vorgenannte Risiken führen
zu einer persönlichen lnanspruchnahme des Anlegers und können sein sonstiges Vermögen gefährden. Dies
kann zur Privatinsolvenz des Anlegers führen.

Risiko der Änderung der
Vertragsbedingungen

Es besteht das Risiko, dass die Vertrags- und Anlagebedingungen des Emittenten so geändert werden oder
sich die Tätigkeit des Emittenten so verändert, dass er ein Investmentvermögen im Sinne des Kapitalanlage-
gesetzbuchs (KAGB) darstellt, sodass die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-Fin) Maßnahmen
nach § 15 KÄGB ergreifen und insbesondere die Rückabwicklung der Geschäfte des Emittenten der Vermö-
gensanlage anordnen kann. Dies kann für den Emittenten dazu führen, dass eine erhebliche Kostenbelastung
dessen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage beeinträchtigt. Darüber hinaus kann eine etwaige Rückabwick-
lung der Geschäfte des Emittenten zur Folge haben, dass dieser nicht mehr in der Lage ist, seine vertraglichen
Verpflichtungen gegenüber den finanzierenden Banken zu erfüllen und die in diesem Zusamrnenhang ge-
währten Sicherheiten verwertet werden. Für den Anleger könnte dies einen Teil- oder Totalverlustes des von
ihm eingesetzten Kapitals zur Folge haben.

6 Emissionsvolumen Der Gesamtbetrag des von dem Emittenten angebotenen Emissionsvolumens beträgt EUR 3.900.000.
Art und Anzahl der Anteile Bei der Vermögensanlage handelt es sich um Kommanditanteile an der Bürgerwindpark Schönberg GmbH &

Co. KG. Aufgrund eines Mindestzeichnungsbetrags in Höhe von EUR 500 werden derzeit maximal 7.800 Kom-
manditanteile ausgegeben.

7 Verschuldensgrad des Emit-
tenten auf Grundlage des
letzten aufgestellten Jahres-
a bschlusses

Der auf Grundlage des letzten aufgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2019 des Emittenten be-
rechnete Verschuldensgrad kann nicht angegeben werden, da dieser einen nicht durch Eigenkapital gedeckten
Fehibetrag aufweist.

8 Aussichten für vertragsge-
mäße Zinszahlung und Rück-
zahlung unter verschiedenen
Marktbedingungen

Bel der Vermögensanlage handelt es sich um eine unternehmerische Beteiligung mit einem langfristigen
Charakter. Der Verkaufsprospekt enthält eine von dem Emittenten vorgenommene Prognoserechnung
(Seite 17 ff.). Diese stellt die zukünftig erwarteten Einnahmen und Ausgaben des Emittenten dar. Prognosti-
ziert sind die nachfolgenden Auszahlungen an die Anleger, die je nach Entwicklung des Emittenten variieren
können.

Gesamtauszahlungen Die Auszahlungen setzen sich aus Gewinnbeteiligungen und der Rückzahlung des Kommanditkapitals zusam-
men. Die Auszahlungen erfolgen aufgrund von Gesellschafterbeschlüssen. Bezüglich des Kommanditkapitals
in Höhe von EUR 3.911.000 werden Gesamtauszahlungen inklusive Rückzahlung des Kommanditkapitals der
Anleger in Höhe von ca. EUR 7.264.265 (vor Steuern) (185,74%, vor Steuern) prognostiziert. Die für den Pro-
gnosezeitraum prognostizierten Auszahlungen exklusive Rückzahlung des Kommanditkapitals (vor Steuern)
(85,74%, vor Steuern) werden in Höhe von EUR 3.353.265 prognostiziert.

Laufende Auszahlungen und
Schlusszahlungen
(Verkaufsprospekt Seite 20 ff.)

Für die nachstehenden Zeiträume sind Auszahlungen an die Anleger prozentual zur Höhe des Kommandit-
anteils in folgender Höhe prognostiziert:

2020 2021 - 2027 2028 - 2030 2031 - 2036 2037 - 2039 2040 lnsgesamt
0,00% 6,78% 5,42% 12,96% 12,46% 6,84% 185,74%

Verschiedene
Marktbedingungen
(Verkaufsprospekt Seite 32 ff.)

Der Emittent ist auf dem deutschen Strommarkt für erneuerbare Energien tätig. Die Prognoserechnung
berücksichtigt eine Vielzahl verschiedener Einflussfaktoren, die diesen Markt positiv oder negativ beein-
flussen. Zu den wesentlichen Einflussfaktoren zählen die Windverhältnisse am Standort der Windener-
gieanlagen und der hiermit verbundene Energieertrag, die Einhaltung der prognostizierten Kosten sowie
eine etwaige Genehmigung des Antrags vom 1. März 2019 auf Änderung der immissionsschutzrechtlichen
Genehmigung für die Änderung des Betriebsmodus im Nachtzeitraum für zwei der zehn Windenergie-
anlagen. Anhand von zwei wesentlichen Einflussfaktoren wird nachfolgend beispielhaft aufgezeigt, wie
sich veränderte Marktbedingungen auf die erwarteten Gesamtauszahlungen auswirken können: Bei ei-
ner Variation der prognostizierten Erträge der Windenergieanlagen von 5 % zum Wert, der der Prognose-
rechnung zugrunde liegt (Prognosewert), beträgt die Gesamtauszahlung bei negativer Abweichung rund
116,94% (vor Steuern) und bei positiver Abweichung 252,90% (vor Steuern). Im Falle einer antragsgemäß er-
teilten Änderung der vorstehenden imissionsschutzrechtlichen Genehmigung beläuft sich die Gesamtaus-
schüttung auf 190,46%. Die vorstehenden Abweichungsanalysen stellen in den dargestellten negativen Fällen
nicht die jeweils ungünstigsten anzunehmenden Fälle dar. Das bedeutet, es kann auch zu anderen, darüber
hinaus gehenden negativen Abweichungen kommen. Hierdurch können sich die einzelnen Einflussfaktoren
ausgleichen oder aber in ihrer Gesamtwirkung verstärken. Eine ausführliche Darstellung der Sensitivitätsbe-
trachtungen und deren Erläuterungen ist ausschließlich dem Verkaufsprospekt (Seiten 35, 36) zu entnehmen.

9 Kosten und Provisionen Mit der Vermögensanlage sind Kosten verbunden. Die nachfolgende Darstellung fasst diese Kosten
zusammen. Eine ausführliche und vollständige Darstellung und Erläuterung hierzu sind ausschließlich
dem Verkaufsprospekt (Seiten 13 ff. und 67 ff.) zu entnehmen. Provisionen, insbesondere Vermittlungs-
provisionen oder vergleichbare Vergütungen werden nicht geleistet.

Platzierungsphase Die in der Platzierungsphase im Zusammenhang mit der Vermögensanlage bei dem Emittenten anfallenden
Kosten betragen ca. EUR 445.000 (entspricht rund 11,38% des einzuwerbenden Kommanditkapitals). Hierzu
zählen insbesondere die Kosten der Prospekterstellung (Rechts- und Steuerberatung, Layout, Druck und Ge-
bühr für die BaFin), der Bewerbung (Marketing und Vertrieb) sowie der Eintragungen in das Handelsregister.
Ferner zählen hierzu die an den Komplementär des Emittenten, die NaturEnergie Region Hannover Ver-
waltungs-GmbH, zu zahlende Vergütungen für die Projektentwicklung in Höhe von EUR 305.230. Dies ent-
spricht rund 7,8% des einzuwerbenden Kommanditkapitals. Darüber hinaus entstehen prognosegemäß rund
EUR 313.520 Zwischenfinanzierungszinsen. Dies entspricht rund 8,02% des einzuwerbenden Kommandit-
kapitals.

Bestandphase Der Komplementär des Emittenten, die NaturEnergie Region Hannover Verwaltungs-GmbH, erhält eine jähr-
liche Vergütung für die Geschäftsführung in Höhe von EUR 18.000 zzgl. einer jährlichen Erhöhung in Höhe
von 1,5% von 2020 bis 2039 und für Übernahme der Haftung in Höhe von EUR 1.500. Für die Übernahme der
laufenden Verwaltung des Emittenten, wie etwa Auftragsannahme- und Abwicklung, die Büronutzung sowie
die gesamte administrative und verwaltungstechnische Bearbeitung, erhält der Komplementär eine monat-
liche Vergütung in Höhe von EUR 200. Über die prognostizierte Laufzeit (2020 - 2040) betragen die prognosti-
zierten Vergütungen des Komplementärs insgesamt mindestens EUR 438.000.

naturenergie Bürgerwind Schönberg 2
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Mögliche weitere Kosten
des Anlegers

Einzelfallbedingt können beim Anleger neben der Kommanditeinlage weitere individuelle Kosten entstehen,
wie z.B.:
• Kosten für die notarielle Beglaubigung der Handelsregistervollmacht,
• Kosten der Einsichtnahme in die Handelsbücher und Papiere des Emittenten durch eine beruflich zur Ver-

schwiegenheit verpflichtete Person,
• bei nicht fristgemäßer Leistung der Kommanditeinlage: Verzugszinsen und ggf. weitergehender Schaden

des Emittenten,
• bei Ausschluss des Anlegers aus dem Emittenten: entstandene Kosten im Zusammenhang mit dem Aus-

schluss,
• Kosten eines Wirtschaftsprüfers bei Nichteinigung über die Höhe der Abfindung bei Ausscheiden als Kom-

manditist
• Kosten eines Maklers bei Beauftragung im Rahmen des Erwerbs oder der Veräußerung der Kommandit-

beteiligung,
- Finanzierungskosten bei Fremdfinanzierung der Kommanditbeteiligung,
• Kostenerstattung an Komplementär bel verspäteter Mitteilung etwaiger Sonderbetriebsausgaben,
• Kosten aufgrund Schadensersatzpflicht gegenüber dem Emittenten, wenn Emittent aufgrund einer vorsätz-

lichen oder fahrlässigen Pflichtverlerzung oder unrichtig abgegebener Versicherung gem. § 14 Abs. 2 des
Gesellschaftsvertrages des Anlegers seinen Status als Bürgerenergiegesellschaft verliert,

• Gebühr des Emittenten für den Erwerber eines übertragenen Kommanditanteils in Höhe der tatsächlich ent-
standenen Kosten zuzüglich Umsatzsteuer,

• Kasten für Telefon, Porto, Bankgebühren und Reisekosten sowie Notar- und Gerichtskosten und Kosten für
Rechts- und Steuerberatung im Zusammenhang mit dem Erwerb, der Verwaltung, Veräußerung und Über-
tragung eines Kommanditanteils

• Freistellung des Emittenten von steuerlichen Nachteilen bei Ausschluss oder Ausscheiden aus dern Emitten-
ten oder Ubertragung der Kommanditbeteiligung oder Bildung von Rücklagen

• Steuerzahlungen und ggf. Zinszahlungen bei Steuernachzahlungen.
10 Anlegergruppe, auf die die

Vermögensanlage abzielt
(Verkaufsprospekt Seite 8)

Die Vermögensanlage richtet sich an natürliche Personen als Privatkunden sowie an professionelle Kunden
und geeignete Gegenparteien im Sinne von § 67 WpHG. Der Anleger muss über einen für die Laufzeit der
Vermögensanlage von rund 20 Jahren angemessenen, langfristigen Anlagehorizont verfügen. Es handelt sich
also um eine langfristige Vermögensanlage, die sich daher nur für Anleger eignet, die bereit sind, eine lang-
fristige Bindung des investierten Kapitals einzugehen. Die Vermögensanlage eignet sich nur für Anleger, die
einen Totalverlust (100 %) des eingesetzten Kapitals und ggf. eine Minderung ihres weiteren Vermögens tragen
können. Weitere Leistungspflichten des Anlegers etwa aus einer Nachhaftung gemäß § 160 HGB oder bei einer
Fremdfinanzierung des Erwerbs der Vermögensanlage können 1m Einzelfall zu einer Privatinsolvenz führen.
Die Vermögensanlage richtet sich an Anleger, die über Grundkenntnisse oder Erfahrungen im Bereich von
Vermögensanlagen verfügen.

11 Angaben zur schuldrecht-
lichen oder dinglichen
Besicherung der Rückzah-
lungsansprüche von zur
lmmobilienfinanzierung ver-
äußerten Vermögensanlagen

Die gegenständliche Vermögensanlage dient nicht der Finanzierung von lmmobilien.

Hinweise gem. 5 13 Abs. 4 VermAnIG
1 Prüfung durch die Bundes-

anstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht

Die inhaltliche Richtigkeit des Vermögensanlagen-Informationsblatts unterliegt nicht der Prüfung durch die
BaFin.

2 Bezug des Verkaufsprospekts
und des Vermögensanlagen-
Informationsblattes (VIB)

Der Anleger erhält den Verkaufsprospekt und eventuelle Nachträge sowie das Verrnögensanlagen-Informa-
tionsblatt (V1B) unter www. buergerbeteiligung.naturenergie-hannover.de oder kann diese in Papierform kos-
tenlos bei dem Emittenten, der Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG, Eilveser Hauptstraße 56, 31535
Neustadt, Telefon: 05034 8794-0, Fax: 05034 8794-199, E-Mail: info@naturenergie-hannover.de anfordern.

3 Bezug des letzten offen-
gelegten Jahresabschlusses

Der Anleger kann den letzten offengelegten Jahresabschluss des Emittenten zum 31. Dezember 2019 mit
Lagebericht unter www.bundesanzeiger.de einsehen oder in Papierform kostenlos bei dem Emittenten, der
Bürgerwindpark Schonberg GmbH & Co. KG, Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt, Telefon: 05034 8794-0,
Fax: 05034 8794-199, E-Mail: info@naturenergie-hannover.de anfordern.

4 Grundlage der
Anlageentscheidung

Anleger sollten ihre Anlageentscheldung bezüglich der betroffenen Vermögensanlage auf die Prüfung des ge-
samten Verkaufsprospekts stützen.

5 Ansprüche aufgrund Angaben
des Vermögensanlagen-
Informationsblatts (VIB)

Ansprüche auf der Grundlage einer in dem Vermögensanlagen-Informationsblatt enthaltenen Angabe können
nur dann bestehen, wenn die Angabe irreführend, unrichtig oder nicht mit den einschlägigen Teilen des Ver-
kaufsprospekts vereinbar ist und wenn die Vermögensanlage während der Dauer des öffentlichen Angebots,
spätestens jedoch innerhalb von zwei Jahren nach dem ersten öffentlichen Angebot der Vermögensanlage im
Inland, erworben wird.

Hinweise gem. § 15 Abs. 2 VermAnIG und Sonstiges
Der Vertrieb der Vermögensanlage wird durch den Emittenten, die Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG, selbst durchgeführt Der Eminent
erbringt in diesem Zusammenhang keine Anlageberatung.
Der Emittent weist den am Erwerb dieser Vermögensanlage Interessierten darauf hin, dass der Emittent nicht beurteilt, ob die Vermögensanlage
den Anlagezielen des Interessierten entspricht, die hieraus erwachsenden Anlagerisiken für den Anleger dessen Anlagezielen entsprechend finanziell
tragbar sind und der Anleger mit seinen Kenntnissen und Erfahrungen die hieraus erwachsenden Anlagerisiken verstehen kann.
Der Emittent wirbt derzeit im Rahmen einer Crowdfinanzierung sowie im Rahmen einer sog. Privatplatzierung eigenkapitalersetzende Nachrangdar-
lehen in Höhe von jeweils EUR 1.000.000 ein. Eine ausführliche Darstellung über die bisher ausgegebenen Wertpapiere oder Vermögensanlagen des
Emittenten ist ausschließlich dem Verkaufsprospekt zu dieser Vermögensanlage zu entnehmen (Seite 76).

lch habe das Vermögensanlagen-Informationsblatt erhalten und den Warnhinweis auf Seite 1 vor Vertragsschluss
zur Kenntnis genommen.

Ort und Datum Vor- und Nachname des Anlegers Unterschrift des Anlegers

naturenergie Bürgerwincl Schönberg 3
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Bezeichnung des Projekts mit Angabe des Standortes

Projektbezeichnung Bürgerwindpark Schönberg
Standort Gemarkung Sabow Flurstücke 23/15 und 26/16
Standort Schönberg Flurstücke 497/11, 499/5, 506/4, 501, 14 und 16

Bezeichnung des Vorhabenträgers unter Angabe der gesetzlichen Vertreterin oder des
gesetzlichen Vertreters

Vorhabenträgerin Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG,
Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt

Gesetzliche Vertreterin NaturEnergie Region Hannover Verwaltungs-GmbH
(Sitz und Geschäftsanschrift:
Eilveser Hauptstraße 56, 31535 Neustadt),
diese wiederum vertreten durch ihre
Geschäftsführer Marcus Biermann und Peter Trute
(beide geschäftsansässig: Eilveser Hauptstraße 56,
31535 Neustadt)

Benennung der Anlageform unter Mitteilung der auf die Einlage beschränkten Haftung
der Kaufberechtigten

Anlageform Kommanditanteile an der
Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG

Haftung Beteiligung als Kommanditist/in (beschränkt
haftende Gesellschafter) an der Emittentin
Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG.
Die Haftung als Kommanditist/in ist gemäß des
Gesellschaftsvertrages der Projektgesellschaft
auf die Einlage beschränkt.

Benennung der Gesellschafterin, des Gesellschafters oder der Gesellschafter, welche die
Geschäftsanteile als Vertragspartner den Kaufberechtigten zur Verfügung stellen

Gesellschafterin und Vertragspartnerin Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG,
vertreten durch die Komplementärin NaturEnergie
Region Hannover Verwaltungs-GmbH

Angabe der Stelle, bei welcher der nach den bundesgesetzlichen Vorschriften zu erstel-
lende Prospekt in vollständiger Fassung abgerufen oder angefordert werden kann

Verkaufsprospekt online buergerbetelligung.naturenergie-hannover.de
Verkaufsprospekt als gedrucktes Exemplar Der Verkaufsprospekt kann bei der Emittentin

schriftlich angefordert werden.

Geschäftsführer:
Marcus Biermann
Peter Trute

Umweltbank AG
IBAN: DE71 7603 5000 0002 3848 92
BIC: UMWEDE7NXXX

FA Nienburg/Weser
Steuer-Nr.: 34/202/51205
USt-IdNr.: DE317635484
Amtsgericht Hannover
HRA 204 304

Persönlich haftende Gesellschafterin
NaturEnergie Region Hannover
Verwaltungs-GmbH
Eilveser Hauptstr. 56, 31535 Neustadt
Amtsgericht Hannover HRB 209 653
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Bewertungsgutachten zur Feststellung des

Ertragswertes sowie des Koeffizienten für die

Ermittlung der Ausgleichsabgabe nach dem

BüGembeteilG MV für die

Bürgerw indpark Schönberg GmbH &  Co.

KG, Neustadt

auf den 1. November 2020
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Anlagen

Anlage 1 Prognoserechnungen

Anlage 2 Ermittlung des Kapitalisierungszinssatzes

Anlage 3 Ermittlung des Ertragswertes

Anlage 4 Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaften vom 1. Januar 2017

Abkürzungsverzeichnis

AAB Allgemeine Auftragsbedingungen

Bd. Band

BüGembeteilG M-V Gesetz über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern
sowie Gemeinden an Windparks in Mecklenburg-Vorpommern

bzw. beziehungsweise

CAPM Capital Asset Pricing Model

CDAX Composite DAX

ct. Cent

d.h. das heißt

EUR Euro

EBIT Earnings before Interests and Taxes

EBITDA Eamings before Interests, Taxes, Depreciation and Amortisa-
tion

EEG Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien

ff. fortfolgende

FAUB Fachausschuss für Unternehmensbewertung und Betriebswirt-
schaft [vormals: Arbeitskreis Unternehmensbewertung (AKU)]

FGR-TR6 Technische Richtlinie für Windenergieanlagen (FGR-Richtlinie)
Nr. 6 - Bestimmung von Windpotenzial und Energieerträgen

ggf. gegebenenfalls

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

GuV Gewinn- und Verlustrechnung

GW Gigawatt

HGB Handelsgesetzbuch

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.

IDW S 1 IDW Standard: „Grundsätze zur Durchführung von Unterneh-
mensbewertungen" in der Fassung vom 2. April 2008

IDW S 10 IDW Standard: „Grundsätze zur Bewertung von lmmobilien" in
der Fassung vom 14. August 2013

111 IV
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lmmoWertV lmmobilienwertermittlungsverordnung

i.S.d. im Sinne des

KG Kommanditgesellschaft

kW Kilowatt

kWh Kilowattstunden

It. laut

MW Megawatt

MWh Megawattstunden

Nr. Nummer

S. Satz / Seite

Tax CAPM Tax Capital Asset Pricing Model

TEUR Tausend Euro

T€ Tausend Euro

Tz. Textziffer

TWh Terawattstunde

u.a. unter anderem

UStG Umsatzsteuergesetz

usw. Und so weiter

vgl. vergleiche

WEA Windenergieanlagen

wöch. wöchentlich

z. B. zum Beispiel

zzgl. zuzüglich

A. Auftrag und Auftragsdurchführung

Die Geschäftsführung der Bürgerwindpark Schonberg GmbH & Co. KG hat uns am 13. Okto-

ber 2020 beauftragt, für die

Bürgerw indpark Schönberg GmbH & Co. KG, Neustadt,

(im Folgenden auch „Bürgerwindpark Schönberg" oder Gesellschaft" genannt)

einen Ertragswert zur Feststellung des Koeffizienten Ausgleichsabgabe nach dem
BüGembetelIG M-V für den Bürgerwindpark Schonberg auf den 1. November 2020 zu ermit-

teln.

Bewertungsanlass ist die Erfüllung der Pflichten des Vorhabenträgers im Sinne des Bürger-
und Gemeindenbeteiligungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (BüGembeteilG M-V). Vor-

habenträger ist die Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG, Neustadt.

Die Höhe der Ausgleichsabgabe ermittelt sich auf der Grundlage des Ertragswertes, der auf

einen Anteil an der Gesellschaft in Höhe von 10 % entfällt und ggf. um die tatsächliche Betei-

ligungsquote gekürzt wird (§ 11 Absatz 2 BüGembeteilG M-V). Der anzusetzende Ertragswert
wird durch die über die gesamte Projektlaufzeit prognostizierte Einspeisemenge dividiert. Der

so ermittelte Koeffizient wird im hier vorliegenden Bewertungsgutachten festgestellt und ist
jährlich mit der jeweils tatsächlich vergüteten Nettostrommenge zu multiplizieren.

Auftragsgemäß haben wir die Unternehmenswerte in der Funktion eines neutralen Gutach-

ters als einen von den individuellen Wertvorstellungen betroffener Parteien unabhängigen
Wert des Untemehmens, den objektivierten Unternehmenswert, ermittelt.

Der nach § 6 Absatz 2 BüGembeteilG M-V (Eigenkapital) zu ermittelnde Substanzwert basiert

grundsätzlich auf lst-Daten und ist nicht zukunftsorientiert. Da der Bürgerwindpark Schönberg

zeitnah zum Bewertungsstichtag erworben wurde, erfolgt keine gesonderte Ermittlung eines
Substanzwertes. Der Kauf ist im bilanziellen Eigenkapital der Gesellschaft abgebildet.

Demgegenüber ist der Ertragswert ein objektivierter Unternehmenswert, der einen intersub-

jektiv nachprüfbaren Zukunftserfolgswert aus Sicht der Anteilseigner darstellt, der sich bei
Fortführung des Untemehmens auf Basis des bestehenden Unternehmenskonzeptes und mit

allen realistischen Zukunftserwartungen im Rahmen der bestehenden Marktchancen und
-risiken, finanziellen Möglichkeiten sowie sonstiger Einflussfaktoren ergibt.

1
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Die Bewertung basiert auf den zum Bewertungsstichtag vorhandenen Erfolgsfaktoren. Diese
beinhalten nur solche Erfolgschancen, die sich zum Bewertungsstichtag aus bereits eingelei-
teten Maßnahmen oder zumindest aus hinreichend konkretisierten Maßnahmen des bisheri-

gen Unternehmenskonzeptes und der Marktgegebenheiten ergeben. Mögliche, aber noch
nicht hinreichend konkretisierte Maßnahmen (z. B. Erweiterungsinvestitionen/ Desinvestitio-
nen) sowie die daraus vermutlich resultierenden finanziellen Überschüsse sind danach bei der
Ermittlung des objektivierten Unternehmenswertes nicht einzubeziehen.

Vorliegend handelt es sich auftragsgemäß um eine Wertermittlung ausgehend von den Plan-

annahmen der Gesellschaft.

Wir haben unsere Tätigkeit im Zeitraum vom 13. Oktober bis zum 25. November 2020 in un-
seren Geschäftsräumen in Düsseldorf, Berlin und Schwerin durchgeführt.

Zur Durchführung des Auftrages lagen uns im Wesentlichen folgende lnformationen vor:

- Planungsrechnung der Gesellschaft für 20 Jahre vom 13. Oktober 2020,

diverse Unterlagen aus dem Beantragungs- und Planungsverfahren, u.a. Windgutachten,

Wartungsvertrag, Betriebsführungsverträge usw.

Kopien von Pachtverträgen sowie

- weitere Verträge und erläuternde Unterlagen der Gesellschaft.

Al le erbetenen Auskünfte wurden uns von der Geschäftsführung des Auftraggebers und den
von diesen benannten Personen bereitwillig erteilt. Die Geschäftsführung der Bürgerwindpark
Schönberg GmbH & Co. KG hat uns gegenüber unter dem Datum 25. November 2020 in der
berufsüblichen Vollständigkeitserklärung schriftlich versichert, dass alle Erläuterungen und
Auskünfte, die für die Erstellung unseres Gutachtens von Bedeutung sind, richtig und vollstän-

dig gemacht wurden.

Grundsätzlich basiert unsere Wertermittlung auf den zur Verfügung gestellten Unterlagen.
Diese haben wir kritisch gewürdigt, jedoch keiner Prüfung im Sinne einer Jahresabschlussprü-
fung unterzogen. Die Planungsrechnung wurde von uns ausgehend von den aktuellen rechtli-
chen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sowie auf Grundlage von Marktstudien,
Analystenreports und Branchenreports auf Unplausibilitäten durchgesehen und einer Plausi-
bilisierung unterzogen. Eigene Prüfungshandlungen im Sinne der §§ 316 HGB haben wir nicht

vorgenommen. Diese waren nicht Gegenstand dieses Auftrages.

bakertilly

Für die Durchführung des uns erteilten Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im
Verhältnis zu Dritten, die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften nach dem Stand vom 1. Januar 2017 (Anlage 4) maßgebend.
Klarstellend weisen wir darauf hin, dass abweichend vom Wortlaut der AAB hinsichtlich der
Nr. 9 (2) bis einschließlich Nr. 9 (6) gilt, dass die dort vorgesehenen Haftungsbeschränkungen
nicht für grob fahrlässig verursachte Schadensfälle Anwendung finden.

Die Weitergabe dieses Berichtes, von Auszügen aus diesem Bericht oder der Bewertungser-
gebnisse für andere Bewertungsanlässe oder an andere Personen als unsere Auftraggeber,
die Aufsichtsbehörde und Kaufberechtigten ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung
und schriftliche Anerkennung der Haftungsbedingungen durch die Empfänger nicht zulässig.
Die Weitergabe zur Erfüllung der Verpflichtungen nach dem BüGembeteilG M-V ist hiervon

ausgenommen.

2 3
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B. Methodische Vorgehensw eise

I. Bewertungsverfahren

1. Ermittlung des Eigenkapitals

Im Rahmen der Errnitt lung des Eigenkapitals ist der Wert der Vermögensgegenstände der
Gesellschaft nach dem Sachwertverfahren zu ermitteln. Das Sachwertverfahren ist in den

21 bis 23 ImmoWerty geregelt.

Im Sachwertverfahren wird der Sachwert des Grundstückes aus dem Sachwert der nutzbaren
baulichen und sonstigen Anlagen sowie dem Bodenwert ermittelt; die allgemeinen Wertver-
hältnisse auf dem Grundstücksmarkt sind insbesondere durch die Anwendung von Sachwert-

faktoren zu berücksichtigen. Der Sachwert der baulichen Anlagen (ohne Außenanlagen) ist
ausgehend von den Herstellungskosten unter Berücksichtigung der Alterswertminderung zu
ermitteln.

Der Sachwert der baulichen Außenanlagen und der sonstigen Anlagen wird, soweit sie nicht
vom Bodenwert miterfasst werden, nach Erfahrungssätzen oder nach den gewöhnlichen Her-
stellungskosten ermittelt.

Eine gesonderte Errnittlung ist, wie in Abschnitt A. dargelegt, nicht erforderlich.

2. Ertragswertverfahren gemäß tDW S 1

Die allgemeinen — von der herrschenden Meinung in Rechtsprechung, Unternehmensbewer-
tungslehre und -praxis anerkannten — Grundsätze und Methoden bilden den abstrakten Rah-
men für die vorliegende Unternehmensbewertung. Sie wurden vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) im Standard S 1 (IDW S 1) abgebildet.

Der Unternehmenswert bestimmt sich — unter der Voraussetzung ausschließlich finanzieller
Ziele — durch den Barwert der mit dem Eigentum an dem Unternehmen verbundenen Netto-
zuflüsse an die Unternehmenseigner (Nettoeinnahmen als Saldo von Ausschüttungen bzw.
Entnahmen, Kapitalrückzahlungen und Einlagen). Demnach wird der Wert des Unternehmens
allein aus seiner Ertragskraft, d.h. seiner Eigenschaft, finanzielle Überschüsse für die Unter-
nehmenseigner zu erwirtschaften, abgeleitet. •

Der Unternehmenswert ergibt sich gnmdsätzlich aus den finanziellen Überschüssen, die bei
Fortführung des Unternehmens und Veräußerung etwaigen nicht betriebsnotwendigen Vermö-
gens erwirtschaftet werden (Zukunftserfolgswert).

4
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In der Unternehmensbewertungspraxis haben sich als gängige Verfahren zur Ermittlung des
Zukunftserfolgswertes das Ertragswertverfahren und das Discounted-Cash-Flow-Verfahren
herausgebildet. Bei gleichen Bewertungsannahmen bzw. -vereinfachungen, insbesondere hin-
sichtlich der Finanzierung, führen beide Verfahren zu gleichen Untemehmenswerten.

Die Wertermittlung wurde auftragsgemäß mit dem Ertragswertverfahren durchgeführt.

Beim Ertragswertverfahren werden die in die Wertermittlung einfließenden finanziellen Ober-
schüsse aus den für die Zukunft geplanten Jahresergebnissen nach der vorliegenden Pla-
nungsrechnung auf Grundlage handelsrechtlicher Rechnungslegungsvorschhften ermittelt.

Zur Ermittlung der Nettoeinnahmen der Unternehmenseigner sind die Thesaurierungen finan-
zieller Überschüsse des Unternehmens sowie die Verwendung nicht ausgeschütteter Beträge

zu berücksichtigen. Diese Beträge können grundsätzlich zur Investition, zur Tilgung von
Fremdkapital oder zur Rückführung von Eigenkapital verwendet werden. Dabei sind die Ne-
benbedingungen der gesellschaftsrechtlichen Ausschüttungsfähigkeit und der Finanzierung
der Ausschüttungen zu beachten.

Beim Ertragswertverfahren werden zukünftige Ertragsströme rnit einem Kapitalisierungszins-
satz diskontiert, der die Rendite aus einer zur Investition in das zu bewertende Unternehmen
adäquaten Altemativanlage repräsentiert. Er setzt sich aus einem risikolosen Basiszinssatz
und einem unternehmensindividuellen Risikozuschlag zusammen. Der Risikozuschlag stellt
eine Risikoprämie für die Unsicherheit der finanziellen Uberschüsse dar. Hierbei sind neben
den operativen Risiken (u.a. allgemeine Marktrisiken, Standort-, Umwelt- und Branchenrisiken)
insbesondere die Finanzierungsrisiken (u.a. Kapitalstrukturrisiko) zu berücksichtigen.

Das etwaige vorhandene nicht betriebsnotwendige Verrnögen ist irn Rahrnen der Unterneh-
mensbewertung grundsätzlich gesondert zu berücksichtigen und umfasst solche Vermögens-

werte, die frei veräußert werden können, ohne dass davon die eigentliche Unternehmens-
aufgabe berührt wird.

Ein Liquidationswert war für die Gesellschaft nicht zu ermitteln, da eine Liquidation weder von

den Gesellschaftern beabsichtigt ist noch im konkreten Bewertungsfall davon ausgegangen
werden konnte oder sich Anhaltspunkte dafür ergaben, dass der Ertragswert unter der An-
nahme der Fortführung des Geschäftsbetriebes unter dem Liquidationswert bei unterstellter
Zerschlagung und Berücksichtigung von Liquidationskosten liegt.

5
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11. Grundlagen der Bewertung

1. Bewertungsstichtag

Unternehmenswerte sind zeitpunktbezogen auf den Bewertungsstichtag zu ermitteln. Die vor-
liegende Unternehmensbewertung erfolgt auftragsgemäß auf den Bewertungsstichtag

1. November 2020.

Die Erwartungen der an der Bewertung interessierten Personen über die künftigen finanziellen

Überschüsse sowohl des Bewertungsobjektes als auch der bestmöglichen Alternativinvestition

hängen von dem Umfang der im Zeitablauf zufließenden lnformationen ab. Bei Auseinander-

fallen des Bewertungsstichtages und des Zeitpunktes der Durchführung der Bewertung ist da-

her nur der lnformationsstand zu berücksichtigen, der bei angemessener Sorgfalt zum
Bewertungsstichtag hätte erlangt werden können.

2. Referenzzeitraum

Unternehmenswerte werden grundsätzlich aus künftigen finanziellen Überschüssen abgelei-

tet. Gleichwohl dient als Ausgangspunkt für die Prognose künftiger Entwicklungen und für die

Vornahme von Plausibilitätsüberlegungen die wirtschaftliche Entwicklung der einzelnen Unter-
nehmen in der Vergangenheit.

Ein Referenzzeitraum stand nicht zur Verfügung, da die Windanlagen erst im Jahr 2020 in
Betrieb gegangen sind.

3. Planunaszeitraum

Aufbauend auf der Analyse und den Erwartungen der Geschäftsführung werden die finanziel-

len Überschüsse prognostiziert. Dabei lassen sich für einen gewissen Zeitraum voraussichtli-

che Entwicklungen der finanziellen Überschüsse sicherer prognostizieren als für die
nachfolgenden Jahre. Zwangsläufig ergibt sich damit ein Horizont für die Zukunftsbetrachtung,
jenseits dessen die Quantifizierung der finanziellen Überschüsse nur noch auf globale Annah-

men zu stützen ist.

Den Vorgaben des BüGembeteilG M-V folgend, hat die Gesellschaft bei der Planung der fl-
nanziellen Uberschüsse einen Planungszeitraum zugrunde gelegt, der einen Zeitraum von
20 Jahren beginnend im Jahr 2020 umfasst. Es wird somit unterstellt, dass die Lebensdauer

des Bewertungsobjektes 20 Jahre beträgt.

6
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C. Beschreibung des Bewertungsobjektes

I. Rechtliche und steuerliche Verhältnisse

östlich der Ortschaft Schonberg im Landkreis Nordwestmecklenburg wurden zehn Windener-
gieanlagen (irn Folgenden auch „WEA") vom Typ ENERCON E-92 (2,35 WA)) errichtet und in

Betrieb genommen. Zuschlagsbescheide der Bundesnetzagentur vom Februar / August 2018

liegen vor. Die Direktvermarktung und Abrechnung des erzeugten Stroms erfolgen derzeit über

die BayWa r.e. Clean Energy Sourcing GmbH.

Der Windpark wird in der Rechtsform einer Personengesellschaft betrieben.

Die Gesellschaft unterliegt der Gewerbesteuerpflicht und der Regelbesteuerung gemäß den
§§ 16 - 18 UStG.

11. Wirtschaftliche Grundlagen

1. Geschäftstätigkeit

Gegenstand der Gesellschaft ist

• die Planung, Errichtung, Betrieb und Unterhaltung von Windenergieanlagen einschließlich

Nebenanlagen wie Kabeltrassen, Wege, Trafostationen, Umspannwerken etc.,

• Einspeisung des von den Windenergieanlagen erzeugten Stroms in das Netz der allge-
meinen Versorgungsträger mit dem Ziel, einen Beitrag zur Sicherung einer nachhaltigen

Energieversorgung zu leisten,

• der Verkauf des mit den errichteten Windanlagen erzeugten Stroms,

• der Abschluss sämtlicher erforderlicher Verträge einschließlich lnhaberschaft projektbe-

zogener Rechte.

Derzeit werden im Bürgerwindpark Schönberg durch die Gesellschaft zehn Windenergieanla-
gen vom Typ ENERCON E-92 mit je 2,35 MW Nennleistung betrieben.

7
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2. Markt und Wettbewerb

Die Erzeugung von Wndenergie an Land, auch Onshore-Wndenergie genannt, ist die trei-
bende Kraft der Energiewende. In den letzten zwei Jahrzehnten hat sie sich zu der heute füh-
renden Technologie unter den Erneuerbaren Energien entwickelt.

Technologieübergreifend wuchs der Anteil an erneuerbaren Energien von rund sechs Prozent
im Jahr 2000 auf rund 42 Prozent im Jahr 2019. Dabei spielt die Wndenergie eine tragende
Rolle. Im Jahr 2018 betrug die installierte Leistung der Windenergieanlagen an Land 52,5 Gi-
gawatt. Gemeinsam mit den Windenergieanlagen auf See, deren installierte Leistung im Jahr
2018 rund 6,4 Gigawatt beträgt, erreicht die Windenergie einen Anteil von 18,6 % am deut-
schen Bruttostromverbrauch.1

Nachdem bereits im Jahr 2018 ein deutlicher Einbruch beim Ausbau von Windenergieanlagen
zu verzeichnen war, ging der Ausbau der Wndenergienutzung an Land im Jahr 2019 noch
weiter zurück. Mit 1.078 MW liegt der Zubau der installierten Leistung 2019 um nochmals 55 %

unter dem Voijahreswert.2
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Gute Windverhältnisse und der Ausbau der Wndenergienutzung auf See (offshore) sorgten
jedoch dafür, dass trotz der Ausbaukrise ein neuer Rekord bei der Stromerzeugung aus Wind-

energie erreicht wurde.3

https://www.bmwi.de/Redaktion/DEJDossier/emeuerbare.energien.html
Eigene Darstellung, Daten: WindGuard GmbH über www.wind-energie.derthemen/aahlen-und-faktenideutschlandt
Eigene Darslellung, Datew Netairansparenz Hochrechnungsdaten Ober www.wind-energie.derthernenizahlen-und-fak-

ten/deutschland/
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Entwicklung der Windstromeinspeisung
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Das verlangsamte Tempo beim Windenergieausbau an Land zeigt sich auch in der Anzahl der
Onshore-Windenergieanlagen: Im Jahr 2019 wurden 325 (Brutto) neue Onshore-Windener-
gieanalgen neu installiert (2018: 743); davon konnten 50 WEA mit 155 MW identifiziert werden,

die als Repoweringanlagen an die Stelle alter WEA traten. Damit standen in Deutschland Ende
2019 29.456 Onshore-Windenergieanlagen. 4
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Der im Jahr 2019 erfasste Rückbau beläuft sich bundesweit auf 82 WEA mit einer Gesamt-
leistung von 97 MW. Damit liegt der Anteil des Repowerings am Anlagenzubau in einer ver-
gleichbaren Größenordnung wie in den vergangenen Jahren, jedoch sind die absoluten Zahlen

— genau wie der Zubau insgesamt — deutlich gesunken.

In Repowering-Projekten wird häufig eine Vielzahl kleiner und leistungsschwacher Anlagen
durch eine geringere Anzahl moderner Anlagen auf dem aktuellen Stand der Technik ersetzt.
Dadurch können die Repoweringanlagen zumeist höhere Energieerträge erzielen als die alten,
zurückgebauten Windenergieanlagen. Allerdings ist der Flächenbedarf der zumeist deutlich
höheren und mit größeren Rotordurchmessem versehenen neuen Anlagen größer als der der
Altanlagen.

Unter anderem aus diesem Grund können nicht alle zurückgebauten Anlagen im Rahmen von
Repowering-Maßnahmen durch neue Anlagen ersetzt werden. Sind auf Projektflächen keine
neuen Anlagen genehmigungsfähig, werden Altanlagen an ihrem technischen oder wirtschaft-
lichen Lebensende ersatzlos zurückgebaut. Mit dem Auslaufen der EEG-Förderung zum Jah-
resende 2020 für Anlagen, die im oder vor dem Jahr 2000 in Betrieb genommen wurden, steigt

der wirtschaftliche Druck auf die älteren Anlagen deutlich. Der Rückbau aus ökonomischen
Gründen könnte somit im Jahr 2020 erheblich zunehmen.5

Seit dem 1. Januar 2017 führt die Bundesnetzagentur auf Basis des EEG 2017 wettbewerbli-
che Ausschreibungen für die Errichtung von Windenergieanlagen an Land durch. Dieses Aus-
schreibungsmodell ersetzt zum einen das System der festen Einspeisevergütung, einen der
wichtigsten Faktoren für den bisherigen Erfolg der Energiewende, und begrenzt zum anderen

den Zubau an Onshore-Windenergie für die Jahre 2017 - 2019. Damit will die deutsche Bun-
desregierung den Wettbewerb zwischen den Anlagenbetreibern fördern sowie den Ausbau der
Erneuerbaren Energien planbarer und kostengünstiger gestalten. Dabei soli insbesondere die
Akteursvielfalt erhalten bleiben, um die Innovationskraft des Windenergie-Standortes Deutsch-
land nicht zu gefährden.

Die befürchteten negativen Auswirkungen durch den Wegfall der fixen Vergütung sind zumin-
dest Stand 2019 nicht eingetreten. Aufgrund des mangelnden Wettbewerbs näherten sich die
Zuschlagswerte an den zulässigen Höchstwert von 6,20 ct./kWh an.6

Vgl. Deutsche Windguard - Status des Windenergieausbaus an Land in Deutschland, Jahr 2019, S. 5.
Val. Deutsche Windguard - Status des Windenergieausbaus an Land in Deutschland, Jahr 2019, S. 7.
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In Mecklenburg-Vorpommern waren im Jahr 2018 insgesamt 1.818 Windenergieanlagen mit
3.245 MW Windleistung an Land installiert7 Nach den neuesten Zahlen der Landesregierung

wurde der Bruttostromverbrauch zu mehr als 60 % bilanziell durch Windenergie abgedeckt°

Entgegen dem Bundesschnitt zeigt sich die Zubaurate in Mecklenburg-Vorpommern derzeit
stabil. Zwar liegt sie im Jahr 2019 mit 40 neuen Anlagen und 126 MW Leistung deutlich unter
den erfolgreichen Jahren 2013 bis 2016, bleibt gegenüber dem Jahr 2018 mit 38 neuen Anla-
gen und 127 MW Leistung aber nahezu konstant. Und das erste Halbjahr 2020 zeigt mit wei-
teren 16 neuen Anlagen und 53 MW Leistung relativ stabile Zubauraten.9

Die dadurch zunehmende Wettbewerbsintensität dürfte sowohl einen Nachfragerückgang als
auch Preissenkungen bei den Anlagenbauem nach sich ziehen. Weiterhin werden sich klei-
nere Projektierer mit großen Akteuren am Markt aufgrund des Preisdrucks zusammenschlie-
ßen müssen. Außerdem werden Margendruck und eine Senkung der erzielbaren internen
Rendite für Windparks erwartet

Vgl. Fachagenlur Windenergie — Länderinfortnationen Mecklenhurg-Vorpommern: heps://www.fachagentur-windener-
gle.deNeroeffentlichungerVlaenderinformationenflaenderinformalionen-zur-windenergie/mecklenhurg-vorpommem/

Vgl. Ministerium für Energie. Infrastruktur und Digitalisierung, Mecklenburg-Vorpommern: https://www.regierung-mv.de/Lan-
desregierung/em/EnergieNVind/Onshore/

.Vgl. Deutsche Windguard - Status des Windenergieausbaus an Land in Deutschland. Jahr 2018, S. 6, Jahr 2019. S 9 sowie
Erstes Halbjahr 2020, S. 6.
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Ermittlung des Ertragsw ertes

Plausibilisierung der Planungsrechnung

Erläuterungen zu Planungsprämissen nach BüGembeteilG M-V

Bei der Erstellung dieses Bewertungsgutachtens haben wir die Hinweise für Wirtschaftsprüfer

aus dem Umsetzungshandbuch zum BüGembeteilG M-V beachtet. Im Wesentlichen beinhal-

tet das Handbuch folgende Grundsätze für die Planungsprämissen der Bilanz-, Ergebnis- und

Finanzplanung des Vorhabenträgers:

• Es ist ein Kalkulationszeitraum von 20 Jahren zu betrachten.

• Für die Ermittlung des jährlich anzusetzenden Nettoenergieertrages ist grundsätzlich der

Mittelwert aus dem P75 — Nettoenergieertrag aus zwei Wndgutachten (nach FGW-TR6 in

der jeweils gültigen Fassung) maßgeblich —im konkreten Bewertungsfall liegen mindestens

zwei Wndgutachten vor.

• Die Abschreibungen sind über die maßgebliche Nutzungsdauer von 16 Jahren anzusetzen.

• Kosten für Wartung sowie Nutzungsentgelte/Pachten sind im Benchmark Vergleich einzu-

ordnen.

• Kosten fur die Finanzierung sollten aus bereits verhandelten Verträgen/Angeboten von

Kreditinstituten entnommen werden.

• Kosten für den Rückbau der WEA sind gemäß Herstellerkostenschätzungen anzusetzen

und individuell zu erlautern.

• Die Ausgleichsabgabe i. S. d. § 11 BüGembeteilG M-V und die Zinsen für die Sparprodukte

i. S. d. § 12 BüGembeterIG M-V sind nicht als Betriebsausgaben abziehbar.

• Ein möglicher Wiederverkaufswert ist nicht mit Sicherheit bestimmbar und somit individuell

zu begründen.

Für Zwecke der Ertragswertermittlung nach dem IDW S 1 ist der Sonderwert der freien Liqui-

dität, sofem vorhanden, zu berücksichtigten.

12
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2. Planungsrechnung

Für die künftige GesOhäftsentwicklung des Bürgerwindparks Schönberg wurden uns seitens

der Gesellschaft interne Planungsunterlagen wie folgt zur Verfügung gestellt:

• Gewinn- und Verlustrechnungen für 20 Geschäftsjahre,

• Bilanzplanung für 20 Geschäftsjahre.

Die Erstellung der Planungsrechnung erfolgte durch den Auftraggeber. Vor dem Hintergrund

des dargestellten Markt- und Wettbewerbsumfelds wird die GeschäftsenbAricklung des Bürger-
windparks Schönberg vom Auftraggeber, wie in den Unterlagen dargestellt, erwartet.

Notwendige Anpassungen der Planung erfolgten durch den Auftraggeber und sind in Anlage 1

bereits mit dargestellt.

Das Umsetzungshandbuch zum BüGembeteilG M-V sieht vor, dass die Stromerträge basie-

rend auf den P75-Werten der vorliegenden Wndgutachten berechnet werden. Im vorliegenden

Fall wurde hingegen der sogenannte P50-Wert zugrunde gelegt.

Dieses Vorgehen halten wir, wie nachstehend begründet, für vertretbar, da es nicht zu einer

geringeren Ausgleichsabgabe führt.

Erlöse

Die Stromeriräge basieren auf den prognostizierten Winderträgen aus den Wndgutachten so-
wie der Technical Due Diligence. Ausgangspunkt ist der P50-Wert. Es erfolgten Abschläge zur
Berücksichtigung des Schutzes von Fledermäusen, dem Vogelschutz, dem Schattenwurf usw.

lm vorliegenden Fall wurden abweichend vom Umsetzungshandbuch zurn BüGemgeteilG
M-V sogenannte P50-Werte (an Stelle P75) zugrunde gelegt. Im Rahmen unserer Analyse
haben wir uns davon überzeugt, dass sich bei Verwendung der P75 Planung keine höhere
Ausgleichsabgabe ergeben würde, da der Ertragswert sich nicht erhöht. Darüber hinaus ent-

sprechen die hier angesetzten Winderträge sowie die darauf basierenden Erträge den Umsät-

zen, wie sie dem Anlageprospekt und der Bankenfinanzierung zugrunde liegen.

Der Vergütungssatz ergibt sich aus den Regelungen des EEG 2017 in Verbindung mit dem

Vermarktungsvertrag mit der BayWa r.e. Clean Energy Sourcing.
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Investitionskosten und Abschreibungen

Die Herstellungskosten betrugen nach den uns vorgelegten Unterlagen T€ 42.626 inklusive
der Anschaffungsnebenkosten.

Die WEA werden linear bei einer angenommenen Nutzungsdauer von 16 Jahren (steuerlich)
bzw. 20 Jahren (handelsrechtlich) abgeschrieben.

Wartungskosten

Die Aufwendungen für Wartung und Instandhaltung wurden ausgehend von den vorliegenden
Verträgen und der Markterwartungen geplant. Sie steigen im Planungsverlauf deutlich an.

Wa rtungskosten in T EUR
! 600.000

500,000

400.000

. 300.000

200.000

100.000

o 7

Nutzungsentgelte./Pachten

Die Nutzungsentgelte wurden auf der Basis der Pachtverträge mit angemessenen Konditionen
in Ansatz gebracht.

Betriebsführung

Die Kosten für Betriebsführung entfallen auf den technischen bzw. den kaufmännischen Be-
reich und betragen zusammen rund 1,9 % der Stromerlöse. Bei einer marktüblichen Band-
breite der Kosten der Betriebsführung von 2,0 % - 5,0 % der Stromerlöse liegen die
angesebten Aufwendungen am unteren Ende der Bandbreite.

bakertilly

Finanzierungskosten

Die Finanzierungskosten setzen sich im Wesentlichen zusam men aus den nachfolgenden dar-

gestellten langfristigen Darlehen:

• Darlehen Umweltbank, T€ 1.500 zu 1,55 %,
• Darlehen KfW 1, T€ 24.500 zu 0,86 %,
• Darlehen KfW 2, T€ 1.500 zu 0,86 % und
• Darlehen KfW für 2 weitere WEA, T€ 8.300 zu 1,27 %

sowie der Zwischenfinanzierung der Umsatzsteuer auf den Kaufpreis und von Teilen des Ei-
genkapitals.

Darüber hinaus wirbt die Gesellschaft ein Nachrangdarlehen (Ziel: € 1,0 Mio. zu 3,0 %) sowie
eine Crowd-Finanzierung (€ 1,0 Mio. zu 3,5 % zzgl. Vermittlung und Dienstleistungsgebühr)
ein.

Rückbaukosten

Die Rückbaukosten sind grundsätzlich in der Gesamtplanung auf der Basis von typenbezoge-
nen Ertahrungswerten je Anlage anzusetzen. Der Ansatz erfolgte mit einem durch die Gesell-
schaft geschätzten Wert.

Berücksichtigung der Ausgleichsabgabe

Die zu zahlende Ausgleichsabgabe ist nicht als Betriebsausgabe angesetzt worden.

Übrige Aufwendungen

Die übrigen Aufwendungen (Versicherungen, Steuerberatung usw.) wurden geschätzt und er-
scheinen nicht unplausibel.

Steuern

Die Steuerberechnung für die Gesellschaft wurde durch die Gesellschaft erstellt und geht von
einer Gewerbesteuerbelastung in Höhe von rund 12,4 % unter Berücksichtigung von notwen-
digen Zurechnungen aus.

Zusätzlich wurde die persönliche Einkommensteuer ausgehend von einem Steuersatz von
35 % inklusive Solidaritätszuschlag unter Anrechnung der Gewerbesteuer berechnet.

14 15
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Der Bilanzplanung lagen folgende wesentlichen Prämissen zugrunde:

• Die Entwicklung des Anlagevermögens erfolgte auf Basis gesellschaftsindividueller In-

vestitions- und Abschreibungsplanung.

• Es wurden vereinfachend keine Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen

und Leistungen geplant.

• Die Bestände an liquiden Mitteln werden als Residualgröße unter Berücksichtigung der

Mindestliquidität geplant.

• Das Eigenkapital wird fortgeschrieben um die Ergebnisse der Gesellschaft und die ge-

planten Ausschüttungen.

• Die Kredite, das Nachrangdarlehen und die Crowd-Finanzierung werden entsprechend

des Tilgungsplanes bedient.

3. Konsistenzprüfung

Die Planungsrechnungen wurden mit Hilfe einer Tabellenkalkulation erstellt.

Wir haben die Planungssysternatik nachvollzogen und in Stichproben auf rechnerische und
inhaltliche Konsistenz im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen Plan-Gewinn- und Ver-

lustrechnung und Planbilanz geprüft. Dabei haben wir keine offenkundigen Unrichtigkeiten

festgestellt.

4. Leistungs- und finanzwirtschaftliche Pianverprobung

Die durchgeführten vereinfachenden Plausibilitätsuntersuchungen wurden im Wesentlichen in

Stichproben durch Kennzahlenvergleiche und im Zeitablauf sowie dem Abgleich mit bestehen-

den Verträgen durchgeführt.

Wir haben unsere Untersuchungen zur Planungssystematik und den Planungsprämissen ins-
besondere durch Befragung der Geschäftsführung, der Auswertung der vorgelegten Unterla-

gen und analytische Untersuchungen durchgeführt.

16
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5. Zusammenfassung

Die Planungsrechnung und die zugrundeliegenden Annahmen wurden vor dem Hintergrund
der Planungssystematik, des analysierten Markt- und Wettbewerbsumfeldes, der strategi-
schen Ausrichtung, der detaillierten Erläuterungen und Einschätzungen der Planungsverant-

wortlichen sowie im Verhältnis untereinander plausibilisiert.

Im Ergebnis haben sich keine offenkundigen Unplausibilitäten ergeben, die gegen die Verwen-

dung der Planung zur Ertragswertermittlung sprechen.

11. Bewertung des betriebsnotwendigen Vermögens

1. Ableitung der erwarteten finanziellen Überschüsse

1.1 Überschüsse im Planungszeitraum (20 Jahre)

Die aus der unter Abschnitt D.I.2. in Verbindung mit Anlage 1 dargestellten und von uns plau-

sibilisierten Planungsrechnung resultierenden finanziellen Überschüsse des Planungszeitrau-

mes bilden die Grundlage für die Ermittlung der in die Bewertung einfließenden
ausschüttungsfähigen Überschüsse.

1.2 Ausschüttungsverhalten

Der Wert eines Untemehmens wird durch die Höhe der Nettozuflüsse an den Investor be-
stimmt, die er zu seiner freien Verfügung hat.

Zur Ermittlung der Nettozuflüsse der Unternehmenseigner sind die Thesaurierungen finanzi-
eller Uberschüsse des Unternehmens sowie die Verwendung nicht ausgeschütteter Beträge

zu berücksichtigen. Diese Beträge können zur Investition, zur Tilgung von Fremdkapital oder

zur Rückführung von Eigenkapital verwendet werden.

Bei der Bewertung der Gesellschaft ist von der Ausschüttung derjenigen finanziellen Uber-
schüsse auszugehen, die unter Berücksichtigung des zum Bewertungsstichtag dokumentier-

ten Untemehmenskonzeptes und rechtlicher ReStriktionen zur Ausschüttung zur Verfügung
stehen.

Für die Ermittlung des Ertragswertes wurde eine Vollausschüttung bzw. Vollentnahme der fi-
nanziellen Überschüsse und freien liquiden Mittel unterstellt. Dies umfasst auch die Rückzah-
lung des arn Bewertungsstichtag eingezahlten Eigenkapitals. Hierbei waren Regelungen von

Kreditverträgen usw. zur Bildung von Liquiditätsreserven zu beachten.

17
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1.3 Persönliche Ertragsteuern

Bei gesellschaftsrechtlichen und vertraglichen Bewertungsanlässen sowie bei Personenge-
sellschaften wird der objektivierte Untemehmenswert im Einklang mit der langjährigen Bewer-
tungspraxis und deutschen Rechtsprechung aus der Perspektive einer inländischen,
unbeschränkt steuerpflichtigen, natürlichen Person als Anteilseigner ermittelt. Hierbei werden
die künftigen Nettozuflüsse um die persönlichen Ertragsteuem gekürzt und mit einem ebenfalls

durch die persönlichen Ertragsteuern beeinflussten Kapitalisierungszinssatz diskontiert.

2. Ableitung des Kapitalisierungszinssatzes

2.1 Vorbemerkungen

Die Wertermittlung erfolgt durch Diskontierung der künftigen Nettozutlüsse mittels eines Kepi-

talisierungszinssatzes auf den Bewertungsstichtag. Die Aufgabe des Kapitalisierungszins-
satzes besteht zum einen darin, Beträge, die erst in Zukunft fällig werden, durch Diskontierung
gleichnamig zu machen und zum anderen in der Abbildung der einem Investor zur yerfügung

stehenden Alternativanlage. Die Alternativanlage muss zu dem zu bewertenden Strom finan-
zieller Überschüsse hinsichtlich Fristigkeit, Risiko und Besteuerung äquivalent sein.

Den Ausgangspunkt für die Bestirnmung der Rendite der Alternativanlage bildet — unabhängig
von der Rechtsform des Bewertungsobjektes — die beobachtbare Rendite einer Anlage in Un-
ternehmensanteilen.

Die Renditen für Unternehmensanteile lassen sich technisch in einen Basiszinssatz und einen
von den Anteilseignern auf Grund der Übernahme unternehmerischen Risikos geforderten Ri-
sikozuschlag zerlegen und werden mit Hilfe des Tax-CAPM (Capital Asset Pricing Model) ab-
geleitet.

2.2 Basiszinssatz

Für die Ermittlung des Unternehmenswertes ist der Basiszinssatz von dem landesüblichen
Zinssatz für eine (quasi-)risikofreie Kapitalmarktanlage abzuleiten. Daher wird für den Basis-
zinssatz grundsätzlich auf die langfristig erzielbare Rendite öffentlicher Anleihen abgestellt.
Bei der Festlegung des Basiszinssatzes ist auf die Laufzeitäquivalenz von Bewertungsobjekt
und Alternativanlage zu achten. Im vorliegenden Bewertungsfall ist von einer begrenzten Le-
bensdauer des Unternehmens auszugehen. Es wird vereinfachend auf öffentliche Anleihen
mit äquivalenten Restlaufzeiten zurückgegriffen.
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Dieser Zinssatz beruht auf einer Schätzung des künftigen durchschnittlichen Zinsniveaus aus
Zinsstrukturdaten, die von der Deutschen Bundesbank bereitgestellt werden.

Bei der Ableitung der Kapitalisierungszinssätze haben wir mit den periodenspezifischen Ba-
siszinssätzen gerechnet, die zwischen - 0,75 % und - 0,18 % liegen.

2.3 Risikozuschlag

Der Risikozuschlag wird aus der Multiplikation der Marktrisikoprämie (allgemeines Marktrisiko)
mit dem Betafaktor (Maßeinheit für das unternehmensindividuelle Risiko) abgeleitet.

Die Marktrisikoprämie stellt die Renditedifferenz zwischen einer Anlage in Aktien und einer
risikolosen Anlage dar. Kapitalmarktuntersuchungen haben gezeigt, dass Investitionen in Ak-
tien in der Vergangenheit in der Regel höhere Renditen erzielten als Anleihen der öffentlichen
Hand. Die Marktrisikoprämie nach persönlichen Ertragsteuern wird aus empirischen Untersu-
chungen mit 4 % bis 6 % angegeben.

Der Fachausschuss für Unternehmensbewertung und Betriebswirtschaft („FAUB") des IDW
hat in seiner Sitzung am 22. Oktober 2019 (Verlautbarung vom 25. Oktober 2019) seine Emp-
fehlungen für den Ansatz der Marktrisikoprämie angehoben. Seine Empfehlung für die Markt-
risikoprämie vor persönlichen Steuern liegt aktuell zwischen 6,0 % und 8,0 %, die empfohlene
Marktrisikoprämie nach persönlichen Steuem liegt zwischen 5,0 % und 6,5 %.10

Ausgehend von den Kapitalmarktuntersuchungen der Vergangenheit und den Einschätzungen
des IDW halten wir eine Marktrisikoprämie für die Zukunft von 5,75 % nach persönlichen Er-
tragsteuem fur sachgerecht.

Die für ein Marktportfolio geschätzte Risikoprämie ist entsprechend dem CAPM im Hinblick
auf die spezielle Risikostruktur des Bewertungsobjektes anzupassen. Die individuelle Risiko-
höhe ermittelt sich aus der Korrelation der Rendite des Bewertungsobjektes bzw. von Ver-
gleichsuntemehmen zur Rendite des Marktportfolios und wird im sogenannten Betafaktor
ausgedrückt.

vgl. https://mwidw.defidw/idw-aktuelt/neue-kaphalkostenempfehlungen-des-faub/120158
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Der Markt hat definitionsgemäß einen Betafaktor von eins. Bei einem Betafaktor von größer
eins wird daher angenommen, dass die Rendite des Untemehmens größeren systematischen
Risiken unterliegt als die Rendite des Marktes. Bei Betafaktoren zwischen null und eins wird
zwar eine gleichgerichtete Reaktion erwartet, jedoch bei dem Unternehmen eine geringere als
beim Markt." Hingegen wird bei einem negativen Betafaktor angenommen, dass das Wertpa-
pier zwar durch systematische Risiken beeinflusst wird, diese jedoch zu gegenläufigen Effek-
ten führen als beim Markt.

Soweit das Bewertungsobjekt börsennotiert ist, wird zur Ableitung des unternehrnensindividu-
ellen Risikos des Bewertungsobjektes in der Regel zunächst der untemehmenseigene Be-
tafaktor analysiert. Auf eine Peer Group wird üblicherweise insbesondere abgestellt, wenn das

Bewertungsobjekt nicht börsennotiert oder die Verwendung des unternehmenseigenen Be-
tafaktors zum Beispiel nicht aussagekräftig erscheint.

In dem hier vorliegenden Bewertungsfall ist das Bewertungsobjekt nicht börsennotiert, sodass
auf börsennotierte Vergleichsunternehmen (Peer Group) abzustellen war.

Die am Kapitalmarkt erhobenen Betafaktoren umfassen sowohl die operativen Risiken als
auch die Finanzierungsrisiken eines Unternehmens. Bei der Zusammensetzung der Peer
Group zur Ableitung eines angemessenen Betafaktors müsste daher grundsätzlich sicherge-
stellt werden, dass die Unternehmen sowohl vergleichbare Finanzierungsrisiken als auch ope-
rative Risiken aufweisen. In der Bewertungspraxis ist es jedoch üblich, anhand von
Vergleichsunternehmen lediglich den unverschuldeten Betafaktor abzuleiten, der ausschliefš-
lich die operativen Risiken widerspiegelt (so genanntes „unlevem").

Der Einfluss der Finanzierung auf die Unsicherheit der künftigen finanziellen Überschüsse wird

dann in einem zweiten Schrift unter Berücksichtigung der inciiviciuellen Verhältnisse des Be-

wertungsobjektes berücksichtigt (so genanntes „releverff).

Dieses in der Bewertungspraxis übliche Vorgehen12 ist aufgrund zweier Aspekte vorteilhaft.
Einerseits lässt sich hierdurch die der Bewertung zugrunde liegende Finanzierung des Bewer-
tungsobjektes berücksichtigen und andererseits erhöht sich die Zahl der möglichen Ver-
gleichsuntemehmen, da diese lediglich vergleichbare operative Risiken aufweisen müssen.

Vgl. Baelge/Krause, Die Berücksichligung des Risikas hei der Untemehmensbewerlung - Eine empirisch gestützle Betrach-
lung des Kalkulationszinses, BFuP 1994, S. 430.

12 Vg1.1.41PH-Ecklion, Bewerlung und Transaktionsberalung, A Tz, 411.
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Um ein zum Bewertungsobjekt vergleichbares operatives Risiko aufzuweisen, sollten die Ver-
gleichsuntemehmen grundsätzlich ein vergleichbares Geschäftsmodell haben und somit unter

anderem im Hinblick auf Produkte, Kundenstruktur, Marktstellung, regionale Ausrichtung und
Kostenstruktur vergleichbar sein.

Die Peer Group enthält insgesamt fünf Unternehmen, die im Energiebereich mit dem Schwer-
punkt Windenergie tätig sind und insbesondere hinsichtlich der Ausrichtung auf den deutschen

bzw. europäischen Markt vergleichbar sind.

Die nachfolgende Tabelle stellt die unverschuldeten Betafaktoren der Vergleichsuntemehmen
dar, deren Aktien im betrachteten Zeitraum einen ausreichend liquiden Handel aufwiesen und
deren Betafaktoren statistisch belastbar sind.

Unverschuldete Betafalderen

Nr. Unternehrnen Wetland

1. Albierna France
2. EDP Renoväveis, S.A. Spain
3. ERG S.p.A. Italy
4. Feick Renewable. S.p.A. nary
5. lberdrola. 5.8. Spain
c. Encavis AG Germany

Minimum
ArlIhrnetliehes MIttel
Median
Maximum

Rererenalndex

CAC All-Tradable Index
Madrid IBEX 35 Index
FTSE Italia All-Share
FTSE lrdlla All-Share
Madrid IBEX 35 Index
CDAX Intl« (TotaI Return

2 Jahre, I 3 Jahre, I 4 Jahre, I 5 Jahre, I 5 Jahre,
vdoch. beech, wöch wirch. rntl.

0.44
0.51
042
067
0,40
0.56

0.40

0.48
0.67

0.46 0.46
0.48 0.46
0.43 040
001 0.57
043 043
0.54 0.56

0.43
0.49
0.47
eel

Bandbrelte arlthrn. Mittel: 0.40 0.50
Bandbreite Median: 0.39 0.48

0.40
a.4a
0.46
0.58

0.46
0.46
0.37
0.56
0.45
0 44

0 37
0.45
6.45
0.56

0.46
0.33
0.37
049
0.36
0.41

0.33
0.40
0.33
0.49

Im Ergebnis halten wir einen unverschuldeten Betafaktor von 0,45, der in der Bandbreite der
arithmetischen Mittel der aus der Peer Group ermittelten unverschuldeten Betafaktoren liegt,
für angemessen.

Ausgehend von dem unverschuldeten Betafaktor haben wir unter Beachtung der künftigen,
periodenindividuellen Finanzierungsrisiken des Bewertungsobjektes periodenindividuelle ver-

schuldete Betafaktoren zwischen 0,67 und 3,98 ermittelt.

Die verzinslichen Verbindlichkeiten haben wir der Bilanzplanung entnommen.
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2.4 Periodenspezifischer Kapitafisierungszinssatz

Im Ergebnis haben wir damit die in An lage 2 dargestellten Kapitalisierungszinssälze zur
Diskontierung der Ertragsströme ermittelt.

,
Basiszins nach Steuern -0,68% -0,72% -0,75% -0,20% -0,18%

Marktrisikoprämie nach Steuern 5,75% 5,75% 5,75% 5,75% 5,75%
Betafaktor (unverschuldet) 0,45 0,45 0,45 0,45 0,45
Betafaktor (verschuldet) 1,44 3,98 3,25 0,67 0,00

Risikozuschlag 8,25% 22,87% 18,67% 3,87% 0,00%

leigtalliderüb ,,

3. Ermittlung des Barwertes der finanziellen Überschüsse

Aus den ermittelten Nettozuflüssen an die Anteilseigner sowie den abgeleiteten Kapitalisie-
rungszinssätzen ergibt sich der in Anlage 3 dargestellte Barwert für das betriebsnotwendige
Vermögen.

Ertragswert ,---
1

2e2e
Plan i

2021 2022
Plan Plan .

2We
Plan

2040
Plan

In Tr 1 !n -re !n Tr ! !re T€ In TE

Jahresüberschuss
Zuführung/Entnahme Eigen-
kapital
Ausschüttung
Persönliche Steuern

122,0

122,0

0,0
0,0

306,7

-41,5

265,2
0,0

214,2

51,0

265,2
0,0

51,3

434,6

487,5
-485,9

-21,9

21,9

267,4
0,0

Zu kapitalisierende Erträge 0,0 265,2 265,2 1,6 267,4

Kapitalisierungszinssatz
Barwertfaktoren
Barwerte zum 1.1.

7,58%
0,930

1.917,5

22,14%
0,819

2.062,8

17,92%
0,848

2.254,4

3,67%
0,965
260,0

-0,18%
1,002
267,9

Ertragswert zaim
1. Januar 2020 1.917,5

Aufzinsung auf 1 11 2020 120,7
Ertragswert 1. November
2020 2.038,1
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III. Wert des gesondert bewerteten Vermögens

In der Wertermittlung nach der Ertragswertmethode findet nur das so genannte betriebsnot-
wendige Vermögen seinen Niederschlag. Vermögensgegenstände (einschließlich der mit die-
sen unmittelbar in Zusammenhang stehenden Schulden), die einzeln veräußert werden
könnten, ohne die Fortführung des Unternehmens zu beeinträchtigen, sind grundsätzlich ne-
ben dem Barwert der kapitalisierten Erträge gesondert zu bewerten. Das nicht betriebsnot-
wendige Vermögen wird dabei mit den erzielbaren Überschüssen aus der Einzelveräußerung
unter Berücksichtigung der damit im Zusammenhang stehenden Veräußerungskosten ange-
setzt.

Nach den uns gegebenen Auskünften und den uns vorliegenden Unterlagen verfügt der Bür-
gerwindpark Schönberg über kein wesentliches nicht betriebsnotwendiges Vermögen, das zu
berücksichtigen wäre.

IV. Ableitung des Ertragswertes

Der Ertragswert des Bürgerwindparks Schonberg auf den Bewertungsstichtag 1. Novem-
ber 2020 beträgt T€ 2.038,1.

Dem Ertragswert hinzuzurechnendes nicht betriebsnotwendiges Vermögen liegt nicht von
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E. Plausibilisierung des Bew ertungsergebnisses

In der Bewertungspraxis ist es üblich, den nach dem Ertragswertverfahren ermittelten Unter-
nehmenswert mittels alternativer Verfahren zu plausibilisieren.

Die Möglichkeit der Plausibilisierung durch einen Vergleich mit dem Börsenkurs entfällt, da der
Bürgerwindpark Schönberg nicht börsennotiert ist.

Darüber hinaus liefern vereinfachte Preisfindungsverfahren Anhaltspunkte für eine Plausibili-
tätskontrolle der Ergebnisse der Ertragswertberechnung. Die Bewertungspraxis greift in die-
sem Zusammenhang regelmäßig auf die so genannte Multiplikator-Methode zurück.

Der Grundgedanke der Multiplikator-Methode ist, eine bei Vergleichsuntemehmen (Peer
Group) beobachtbare Bewertungsrelation (Multiplikator) auf das zu bewertende Untemehmen

zu übertragen.'

Eine Anwendung der Multiplikator-Methode zur Plausibilisierung des Ertragswertes des Wind-
parks haben wir unterlassen, da wir keine vergleichbaren Untemehmen als reine Windener-
gieerzeuger mit einer endlichen Lebensdauer in der Peer Group gefunden haben.

Nach einer Einordnung des berechneten Ertragswertes zu anderen durch uns erstellten Er-
tragswertermittlungen hat= Gbh jedoch keine Anzeichen dafür ergeben, dass der Ertregswert
des Bürgerwindparks Schönberg unverhältnismäßig hoch oder niedrig ist.

Vgl. WP-Handbuch, Bd. II, 2014, A Tz. 206 ff.
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F. Ermittlung Koeffizient Ausgleichsabgabe gemäß §11 BüGembeteilG M -V

Berechnung des Koeffizienten

Zunächst ist der anteilige Ertragswert durch die gesamte prognostizierte Nettostrommenge zu

dividieren:

Ertragswert in €: 2.038.150

Nettostromertrag über 20 Jahre in kWh: 941.697.736

Koeffizient in €/kWh (Basis 100 %): 0,002164335

Ertragswert 10 % in €: 203.815

Die vom Vorhabenträger jährlich anzusetzende Ausgleichsabgabe wird durch die Gewichtung
der tatsächlich vergüteten Strommenge mit dem ermittelten Koeffizienten berechnet. Auf
Grundlage der in der Planungsrechnung der Gesellschaft angesetzten jährlich produzierten
Nettostrommenge von 47.186.000 kWh wäre im Ergebnis eine Ausgleichsabgabe von bis zu
€ 10.190,75 pro Geschäftsjahr anzunehmen.
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Anpassung des Koeffizienten

Die folgende Tabelle ermittelt den individuellen Koeftizienten in Abhängigkeit vom Anteil der
gezeichneten Anteile. Das heißt, dass die Ausgleichsabgabe auf der Basis von 10 % um die
tatsächlich gezeichneten Gesellschaftsanteile zu kürzen ist.

io?Anteilige verbliebene
prozentual zu verteilende

Ausgleichsabgabe

individueller Ausgleichsabgabe in €
Koeffizient bei prognostizierter

Stromproduktion

0,00% 0,00000000 0,00
0,50% 0,000011 509,54
1,00% 0,000022 1.019,07
1,50% 0,000032 1.528,61
2,00% 0,000043 2.038,15
2,50% 0,000054 2.547,69
3,00% 0,000065 3.057,22
3,50% 0,000076 3.566,76
4,00% 0,000087 4.076,30
4,50% 0,000097 4.585,84
5,00% 0,000108 5.095,37
5,50% 0,000119 5.604,91
6,00% 0,000130 6.114,45
6,50% 0,000141 6.623,99
7,00% 0,000152 7.133,52
7,50% 0,000162 7.643,06
8,00% 0,000173 8.152,60
8,50% 0,000184 8.662,14
9,00% 0,000195 9.171,67
9,50% 0,000206 9.681,21

10,00% 0,000216 10.190,75
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G. Abschließende Feststellungen

Das vorliegende Bewertungsgutachten haben wir nach bestem Wissen und Gewissen auf der
Grundlage der vorgelegten Unterlagen sowie der erteilten Auskünfte nach dem Informations-
stand voni 25. November 2020 erstellt.

Die dargestellten Ergebnisse der Prognoserechnungen und der Unternehmensbewertung sind
in hohem Maße abhängig von den zugrunde gelegten Prämissen. Eine Änderung der Aus-
gangsdaten würde deshalb zu abweichenden Feststellungen führen.

Für den Eintritt der prognostizierten wirtschaftlichen Ergebnisse und die Richtigkeit der zu-
grunde gelegten Annahmen kann unter Berücksichtigung der Unsicherheit zukünftiger Ereig-
nisse keine Garantie gegeben werden.

Die der Bewertung zugrunde liegenden Annahmen haben wir in diesem Gutachten ausführlich
dargelegt. Wir erstatten dieses Gutachten unter Berücksichtigung der in den §§ 2 und 43 der
Wirtschaftsprüferordnung niedergelegten Grundsätze.

Schwerin, den 25. November 2020

Baker Tilly GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
(Düsseldorf)

,ACeta.9,1
Anja Rodenberd-,1
Wrischaftsprüferin

Dr. Siegfried Friedrich
wirtschaftsprüfer

27

30 von 46 in Zusammenstellung



Prognolorochnung
Plan-Bilanz

A. 47163916.01134410/119
1 0 0 0 6 6 2 0 u

[f60;A.-

4014-37, 6.Ä1241-7-1,,Zer
61.61404 Anlerv40110346

0.1.1111.41/61111111400914
Fonlerun01.0
GAr t a t e e 10441463,4140
3 ,0 4 4 4  0 6 9 2 6 1 2 4 6 6 0 0 4 6

re.21121-7•7-uno:27-20.12trungeo2fto

1 1 1 1 2
m g !
332111

ale

912Z 2715"_________I"

c i a

3

e.)
D.

e 9 r�������‡

40146, 1.1

2 .2 4 1 1  3 1 .1 1 2 0 1 1 102123 01 1 31.1 3 1 .1 3 1 6 1 3  3 1 . 14 1 ; 1 3  3 6 1 061 .0037 11.163331 /1.13. 1 6 1

rü- wpm o, 70 In 12 2 1 1 4  1 1 I n n b .  I t TA" i n n ;  TC

-1371re-31.71-3-2- 2911; : i 27.112 331*--213.03'6.
31.4404 _ 3 1 3 _ 3 6 1 _ 2 _ 1 4 .1 7 7 17.114 S3.113 14.001

3.110 27619.--3317

or- orol 01

13070946115 11.0111 10.7111 ST.0Th2I so orir-ii7iffir-lrüil---wir.

P 1 1 6 3 1 9 4

0113(360116741.

154501044401e33 , 47 l e 014 57, 100 173 107
i ' 1 9 6 1 `.9 1 1 1 9 , , r e . . .1 19' A 362 314 el 133 1011

0 -261 A3C, aes ..11216
1140444 211440016111 1.133 3.13I 3.1/11 3.4121 1 7 4 3 3 1 6 3 3.633

0 .1 3 % .2 9 1 4 1 1 .1 0 2 1 4

3 1 0 4 0 Allir p r . » ,
111,1 _ 43

�������������‡���������������‡��������������31 43 161 13

C. VER1301111.16216917910
24666626444.2 36V,E3_4232:1
440432241142145010
4 6 1 0 1 9 1 1 1 6 . 1 4 e ; M
3641424114• 609111.o•

-.1 Ar 9
3 3 1 1 0

1 41.

; ° 3 1
1.1110.. 01.121

119

1 2 1 0
3 6 1 1 1

141

147

2 1 4 1 4

11311
37,144

170

41

J AM
1 2 6

032 13-Tei
1 1 2 7 1

1 a • 01 01 oJ oj

117
1.0

J .1.1
3 1 7 1

12.101

erie

260749 10.3101 11.2131 1

�� �‡ �� ��1111

12.222

14.3

1.1114

.1.78 r e
1 74:1 1 7 1 1

m_______4;1 _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
510

MI 247

ire

72.1441 21 371

11.._ei  _  _  _  _  _  _  _
141

20.311

3 .317

720
13 .172

' 2 2 8 1

gio

10111

790
1 4 0 1 1

334 1 .613

__________•ZZI

400
01 0

3 6 6 MO

14.071

114.744

ei

1 0 6 1 4

.0
4 1 3 2

1.241

0111

4 ,361

1.,_170; 17 .40
-1.1701 1.1341

7.302

4 . , " 2

011

1.1
134

N M I 1 1.1111

I M I H - 9 ; • 1

L e
ae:

16410 33111:1

1 1 3

1.1711 1 3 7

3

11117-'-7.28.

LSII =3:fr
---A

221

91.1111- 37.1391 31411 0 0 0 1 1 21.7 0.1s0�O�,�=�,�(���������������������0�����������/�(�&�6�0�,�(�9�$�,�,�,�,� �����������.�0�%�,�(�������������‡�����(���������0�(�,�0�,�,�,�1�,�)�,�0�0�,�&�(�0�,�,�,�,�,�0�0�J6 2 3 1

31 von 46 in Zusammenstellung



et

e

0 1

E

5.,

d I
reli1;11

.1e1s1.

Mete!.

eel.

tlelel.

.1g

010

51.

Fa'

ei

9.1.1

e.

e a

e

I O

ei.

bk.

r.t2

hg

.1e

2k1

11.

e

E e

e g

2

i t

I  1

!e

bigligtre

11111

El 41

L-;

XIXI2

etu

NIAIN

el2k

:84

!NIL
41.11,4e

gjg

rjz

gg

41914

le-1-14!1,1212!il

3, kg

gjg Ezt

Jit. ab. 3

zIE

e
ä
ä

2

32 von 46 in Zusammenstellung



Ermitthing des KephellsIerungszinssetsse

2e20 2421 I I ten I 2024 toss I me I MIT 2922 I 2029 2830 203 2034 3224 2004 203i .1 40342020

eamems ten lenve -2,6/11,
-'1',-;r4 '3',17:11

..0,73. .0 70* 22 2221 -0612 . . 1 114 .0522 4402 .0 4 5, 21402 . A214 .01314 M - 4 E 4
02,440 0,45

—11170,1 0
0,45 0 46

- - 4'6r(41
0-23

52.010205peve,42457,-87.0.20
Befeeznelre4eKipe

5.7514
745

25
243 145 og.

149,
0,45

5,1034
0 15

57221 5 (521 - e,ae47- -
04, 0 4, 114

• 5.2314
0 43

5 752, 5 722
0 0 45

5 252
043

2/52
0.45

1,792
0,45 0

1341424.142(wee44.1401
I1244.40227040

1.44
002*

398
44 474

7,25
04 522

2 01
15 UN

7 01
15 1314

, 2 40
12*m

2.201 2 17 1 se
ems., (55004 1 11 41S 0 192*41'Z

1.40
. 025

101
7 i0,2

0 10
74;510

124
7 112

1 1/_____1
0 1:11

It
54814

1.21
29/ 10

1 00
7 4,

707
,...E. /11

0,
w i g

114,7241141412112421.4012• 12214 22,1414 17 1211 16.0011 15469, 12.110. 11062e 11,412i 40 392 21122 22112 7032 TA7% /2252 I V . 42022. 5212 9.7015 .21011

ErrIlIttlung dee Ertragsviertes

r 11 l 2212 I am I M t
TC l t

233
54

2011 I 2041
Tel I 12

111Ìei00220411 0 . 7,33----2M, — 3 212 l 212 307 0001 507 et 501 107 435 ea 4351 2.471
e1X:201..2227
,L..... .2.e..ett_ . 0, . 255

2 _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
261 265 205 2$3, 135 ' 212

0
252

0
500 5.01

Ge 0
en

0
100

.115 .111
346 r e

0
444

-123
2 262

0
0•1110 -201D---

7 642
291

2 142
7 001

11 912
9 AU

15 9011
0 267

4 4dyx 13 14 4
0524

00 se%
0,040

II
a m

I a n n .
4204 004I2

2 0 "
0,921

7 BM
3 a»

___/.2714
0 031

5 0.
%I.

t y r e
0917

15.4214
0.540

15.221. 1 772
0,04=0,937

5,5'
11040

3 672
1000

4214
7,004

04122409 »In 1.1. ten tai l 4.234 t i n
_ _ l a

2611 2012 2A117 1.ttJ. 1304 2.623 2145 2 002 2/101 2.424 2.041 1.224 1 27 0.016 NA 020 244

33 von 46 in Zusammenstellung



Aiigerneine Auftragsbedingungen
f(,lr

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Jannar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbecingungen gelten fur Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtscheleprüfungsgesellschaften (irn Nachstehenden zusernmenfas-
send .Wirtschaftsprüfed genannt) und ihren Auftraggebern Ober Prüfungen,
Steuerberetung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kOnnen nur dann Ansprüche aus deer Vetteg zwischen Ken-
schaftsprüfer und Auftreggeber herlerten, wenn dies ausdrOcklich vereinbart
ist oder Bich aus avängenden gesetdichen Regelungen ergibt Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten rime Auftragsbedngungen auch diesen Dritten
gegenübe,

2. (Wang und Ausführung des Auflrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist de verelnbarte Leletung, nicht ein bestanrn-
ter wirtschafricher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtscheleprilfer Obernimret inr
Zusarnrnenhang mit seinen Leistungen kelne Aufgaben der Geschafterlh-
rung. Der WrtschaftsprOfer ist Mr de Nutzung oder Urnsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der WinschaftsprOfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständger Personen zu bedenen.

(2) Die Berticksichtigung ausländischen Rechts bedarf — außer bei betnebs-
wirtschaftlichen Pnlfungen — der eusdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) hided sich rge Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruftinhen Außerung, so ist der Wrtschaftsprüfer nicht verpflichtet den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinztweisen.

3, Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat defer zu sorgen, dass dem Wrtschaftsprüfer alle für
rde Ausführung des Auftrags notwendgen Unterlagen und weiteren Inforrna-
tionen rechtzeitig übermittell werden und ihm von alien Vorgengen und
Urnstanden Kenntnls gegeben wird, rte fur de Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein kannen. Dies gilt auch fur de Unterlagen und Weiteren
Inforrnationen, Vorgange und Umstande, de erst während der Tätigkeit des
Wrtschaftsprüfem bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem WhIschafts-
prüfer geeigneteAuskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verfangen des trifirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstan-
dgked der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sm.ie der
gegebenen Auskünfte und Erldärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erldärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhungmkelt

(1) Der Aunreggeber hal alles au unterlessen, was de Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des WrIschaftsprüfers gefährdet Dies gilt fur de Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere fur Angebote nut Anstellung oder über-
nahme von Organfunktionen und fur Angebote. Auftrage auf elgene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sdlte de Durchführung des Auftrags de Unabhängigkett dee Wirtschafts-
prefers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder eolcher mit lhm assozherten Untemehmen, auf de de Urtab-
hängigkeitsvorechriften in deicher Weise Anwendung linden wie auf den
Wrtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverheltnissen beeintrachtigen, ist der
Wrtschaftsprtrier zur außerordentichen Kündgung des Auftrags berechtigt

S. Berichterstattung end entinearche Auskünfle

Soweit der Wirtschafteprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Aufbags schriftlich darzustellen hat, ist alleine dese schriMiche Darstellung
maßgebend. Entwerte schrinlicher Dareellungen sind unvertindich. Sof ern
nicht enclem vereinbart end mündiche Erldarungen und Auskünfte des
WrtschaftsprOfem nur dann verbindich, wenn ste schriftlich besteligt werden.
Erldärungen und Auskonfte des VVirtschaftsprofers aullerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich

Anlage 4

6, Weitergebe einer berunichen Au:Wrung des WirtschaftsprOfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Außerungen des Wrtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsengebnissen — sel es lm Entwurf oder In
der Endfassung) oder die Information Ober das Tätigesrden des Wrtschafts-
prefers Mr den Auftraggeber an einen [kitten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wrtschaftspriders, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Welter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behOrdlichen
Anordnung verpflichtet

(2) Die Verwendung berunicher Außerungen des Wrtschaftsprüfers und dre
Information abet' das Tatigwerden des Wirtschaftsprtners für den Auftragge-
ben zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf NacherMilung
durch den WIrtschaftsprOfer. Nur bei Febschlagen, Untedassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigening, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergatung mindem oder vorn Vertrag zurücktreterr, ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der AuMaggeber
wegen ernes Menges nur dann vom Vertrag zurgetreten, wenn de erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung Mr ihn ohne Interesse ist. Sowed darriber
hinaus Schadensersetansprüche bestehen, gift Nr. B.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzOglich in Textfonn gettend gemacht warden. Ansprüche nach Abe 1,
de nicht auf einer voreätzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablaut
eines Jahres ab dem geseechen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, uie ..13. Schreiblehler, Rechenfehler und
formelle Mange, die In einer beruflichen Außerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprOfer auch Dritten gegenüber berichtid warden. Unrichligkeiten, die
geeignet sind, in der berunichen Außerung des Wirtschaftsprüfers entheltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen desen, rte Außerung ouch Mitten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Witschaftsprüfer tunlichst vorher zu hOren.

S. Schwergepfl icht gegenüber Orriten,Datenschutz

(1) Der Wrtschaftsprüfer 1st nach Masgebe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 W140, § 203 StGB) verdlichtet Ober Tatsachen und Umstande, die ihm
bei seiner Bendstatigkeit anvertraut oder bekannt warden. Stillschweigen zu
besshren, es se denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entlindet

(2) Der Wirtschaftsprüfer wed bei der Vererbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regeungen zum Datenschutz
beachten.

P. Helms()

(1) FOr gesetzlich vorgeschnebene Leistungen des Wrtschaftepriaers, Insbe-
sondere Prüfungen, geften die jeweils anzuwendenden gesetzlIchen Hat-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern wader eine geseniche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
reach eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist de Haftung
des WrtschaftsprOfers für Schadenserselzarsprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Vedetzung von Leben, Kerner und Gesundheit,
sowie von Schäden, de eine Ersalzpflicht des Herstelem nach § 1
ProdHaftG begründen, beg einem fahrlauig verursachten enzetnen Scha-
densfall gemäß § 540 Alas. 1 Nr.2 WPO ad 4 Mio. E beschränkt

(3) Einreden und Einwenclungen aus dem Vedragsverhältrtis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchstelfer aus dem mit dem WrIschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Anspruche aus einer fahrlassigen Pnichtver-
letzung des Wdschaftsprüfers her. gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetreg
fOr de betreffenden Ansprüche alter Arrispruchsteller insgesamt

(5) Ein emzelner Schadensfell im Smne von Abs. 2 ist auch bezüglich enes
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfell umfase samthche Folgen einer Pflicht-
venetzung ohne Rücksicht dared, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
deicher oder gleichartiger FeNerquelle beruhendes Tun oder Untedassen als
einheiniche Pflichberletzung, wenn de betreffenden Angelegenheiten mitel-
nander in recbtlichem oder vrirtschaftrichem Zusammenhang stehen. In
desem Fall kann der trindschaftsprüfer nur bs zur Halle von 5 Min. E in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht ben gesetzlich vorgeschnebenen Melt-
prüfungen.

(6) Ein Schadensereatanspruch erlischt wenn nicht Innerhalb von sechs
Monaten nach der schdftlichen Ablehnung der Ersableistung )(Inge erhoben
wird und der Auftreggeber auf dese Folge hingewlesen wurde. Dies Of nicht
filr Schadensersezansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufgh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kurper oder
Gesundheit soWe bei Schäden, de eine Ersatzpnicht des Hersteller. nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Becht rie Enrede der Verjährung getend zu
machen, bleibl unberührt.

10. Ergänzende BestImmungen für Prüfungsaufträge

(1) Anded der Auftraggeber nachträglich den dumh den Wirtschaftsprüfer
geprüften und ma einem Bestäggungsvermerk vereehenen Abschluss oder
Lagebericht, dad er desen Bestatigungsvernerk nicht weitervenvenden.

Hat der Wrtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteift eo ist ein
Hinweis auf die durch den Wrtschafteprüfer durchgeführte PrOfung im Loge-
bericht oder an anderer for de Offentlichket bestimmter Stele nur ma schrift-
licher Elnwilligung des Wrtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) lrifiderruft der trifirtechaftsprüfer den Bestätigungsvennerk, so dad der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Aunraggeber
den Bestätigungsvermerk bereas verwendet, so hat er auf Vedangen des
Wrtschaftsprüfers den Widerruf bekannbugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fun} Barichtsausfertigungen. Wedere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestell

11. Ergänzende Bestimmungen Irir Marine:stung in Stuttered:hen

(1) Der Wortschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in s)euedi-
chen Einzetfragen ale auch im Falle der Dauerberatung de vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richbg und volletan-
d g zugrunde zu Iegen; dies gilt such fot Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber a uf van ihm festgestelfte Un ri chtigkeiten hinnweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht de zur Wahrung von Fristen
efordcrlichen Hanclungen, cs sei dorm, dass der Wirtschaftsprüfer hlerzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In desem Fall hat der Menge-
her dem Wrtschaftsprüfer alle for die Wahrung von Fristen wesenlrichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechbeitig vorzulegen, dass
dern Wrtschaftsprilfer eine angernessene Bearbeltungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Menges einer anderweitigen schrifttichen Vereinbarung umfase die
leufende Steuerberatung folgende, in de Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten,

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fur de Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer rind Gewerbesteuer scene der Vermagensteueterklä-
rungcn, und zwar auf Grund dcr wen Auftraggcber vorzulegendan
abschlüsse und sonstmer ton dle Besteuerung erforderhcher Aufstenungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Enanzbeharden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Miherkung bel Berielesprofungen und Auswertung der Ergebnisse von
Beriebsprüfungen Nrtsichtlich der unter a) genannten Steuem

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hInsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Widschaftsprüfer berücksicbtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsaurtassung.

(4) Erhart der Wirtschaftsprüfer fur de I aufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangers andenvediger schrifeicher Vereinberungen de
unter Abs. 3 Buchst d) und genannten Tatigkeiten emended zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wrtschaftsprefer auch Steuerberater ist und rse Steuerbera-
tervergütungsverordnung Mr de Bemessung der Vergutung anzirivenden ist
kann elne hähere oder niedrigere als de gesetriche Vergatung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzdfragen der Einkommensteuer, Karper-
schaftsteuer, Gewerbesteue, Einheitsbewertung und VermOgensteuer sowie
slier Fragen der Urnsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch f ür

a) de Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. au(
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grundenverbsteuer,

b) de Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fr-
nanz- und der Vewaltungsgerichtsbarkeit sosie in Steuerstrafsachen,

c) de beratende und gutachtliche Terigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandungen, Kepitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
derdeichen und

d) rie Unterstützung bei der Erfüllung von AdZeitle- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit such de Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserldärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht de überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sosie de Frage, ob all e
in Betracht kommenden umsatristeuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen warden sind. Eine Gewähr Mr die vollständge Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommuniketion zwischen dem Wrtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail ertolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per Mcht wOnscht oder besondere Slcherheitsenforderungen Men wie
etwa de Verechlüsseung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schafts prüfer entsprechend in Textform informieren.

13. VergOtang

(1) Der WrtschaftsprOfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; de Umsatzsteuer Wrd zusätzlich
berechnet Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz vedangen und de Auslieferung seiner Leistung von der vollen Bens.
dgung seiner Ansprüche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) 1st der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wrtschaftsprüfers auf VergOtung und Auslagenersatz nur
mil unbestridenen oder rechtskräftigfestgestellten Forderungen zdassig.

14. Strettschlichtungen

Der Wrtschaftsprüfer ist nicht beret an Stretbeilegungsverfahren vet einer
Vcrbraucherschlichtungpstello im Sinre des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuweedendes Becht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Becht.
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Sehr geehrte Frau Hafemeister, 

mit Ihrer E-Mail vom 27.01.2021 haben Sie darüber informiert, dass den amtsangehörigen 
Gemeinden des Amtes Schönberger Land im Rahmen des Bürger- und 
Gemeindenbeteiligungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (BüGembeteilG M-V) die 
Möglichkeit zur Beteiligung am Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co.KG angeboten 
wurde. Entsprechende Offerten wurden den Gemeinden zur Beteiligungsmöglichkeit 
übergeben. Diese sollen jetzt in den jeweiligen Vertretungen beraten und entschieden 
werden.  

Nach Prüfung der mir übersandten Unterlagen möchte ich auf folgendes hinweisen: 

Grundsätzlich zeigt die Existenz des BüGembeteilG, dass seitens des Landesgesetzgebers 
entsprechende Beteiligungen der Gemeinden ermöglicht werden sollen. Voraussetzung 
dafür ist die Rentierlichkeit des Projekts. 

Auf der Homepage des Energieministeriums M-V finden Sie sowohl ein Handbuch zum 
BüGembeteilG M-V als auch einen Excel-Tool zur Berechnung der Risiken für die 
Gemeinden. 

Die Annahme der Offerten kann für die Gemeinden aus finanzieller Sicht lukrativ sein, 
insbesondere auch unter Berücksichtigung des Bewertungsgutachtens zur Feststellung des 
Ertragswertes sowie des Koeffizienten für die Ermittlung der Ausgleichsabgabe nach dem 
BüGembeteilG M-V des Gutachters bakertilly vom 1.November 2020. 

Zu beachten sind aber auch die Warnhinweise (Vermögensanlagen Informationsblatt gem. § 
13 VermAnlG); der Erwerb dieser Vermögensanlage ist mit erheblichen Risiken verbunden 
und kann zum vollständigen Verlust des eingesetzten Vermögens führen.Dieser Hinweis 
nach § 13 VermAnlG ist verpflichtend, trifft aber keine Aussage für das konkret individuelle 
Risiko dieses Projekts. Wichtig für die Einschätzung der Rentierlichkeit ist, dass der Investor,  

die Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG, Eilveser Hauptstraße 56 in 31535 
Neustadt, 

von Beginn an mit positiven Ergebnissen rechnet. 

Die beteiligte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Bakertilly ist nach Rücksprache mit Herrn 
Fittschen vom StGT M-V namhaft  und war an der Erarbeitung der o. g. Hilfsmittel des 
Energieministeriums M-V beteiligt.  

Sollte den Gemeinden nach weiterer Prüfung das Beteiligungsrisiko zu hoch erscheinen, 
fragen Sie beim Investor nach, ob dieser auch bereit ist, die alternative Abgabe zu zahlen. 
Diese ist zwar niedriger, dafür aber völlig risikolos. 

Im Amt Schönberger Land gibt es Gemeinden die eine gesicherte dauernde 
Leistungsfähigkeit ausweisen. Diese Gemeinden wären aus haushaltsrechtlicher Sicht in der 
Lage entsprechende Kommanditanteile an der Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG 
zu erwerben. 

Es gibt aber auch Gemeinden die über eine gefährdete bzw. weggefallene Leistungsfähigkeit 
verfügen und sich somit in der Haushaltskonsolidierung befinden und eine Beteiligung nur 
über Kreditaufnahmen möglich wäre. 
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Jede Beteiligung an einer Windenergie-Projektgesellschaft, die eine kaufberechtigte 
Kommune auf Grundlage des BüGembeteilG M-V zu erwerben beabsichtigt, ist 
einzelfallbezogen auf das Vorliegen der dafür geltenden kommunalverfassungsrechtlichen 
Voraussetzungen zu prüfen. Dies gilt insbesondere, soweit die Kommune beabsichtigt, zur 
Finanzierung des Erwerbs der Kommanditanteile Fremdkapital in Anspruch zu nehmen. 
Nach § 52 Absatz 2 Satz 1 der KV M-V bedarf der Gesamtbetrag der vorgesehenen 
Kreditaufnahmen im Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde. Die Rechtsaufsichtsbehörde hat die vorgesehenen 
Kreditaufnahmen gemäß § 52 Absatz 2 Satz 2 und 3 KV M-V nach den Grundsätzen einer 
geordneten Haushaltswirtschaft zu überprüfen. Die Genehmigung ist in der Regel zu 
versagen, wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit nicht im 
Einklang stehen. 

Bei eingeschränkter, gefährdeter oder weggefallener dauernder Leistungsfähigkeit sind 
Kreditaufnahmen für Investitionen nach § 17a Absatz 2 der GemHVO-Doppik nur zulässig, 
soweit die Folgekosten der geplanten Investitionsmaßnahmen die Erreichung des 
Haushaltsausgleichs zum Ende des Finanzplanungszeitraumes nicht gefährden oder die 
geplanten Investitionsmaßnahmen zur Sicherung der pflichtigen Aufgabenerfüllung 
notwendig sind oder der Wiedererlangung der dauernden Leistungsfähigkeit dienen oder ihr 
zumindest nicht entgegenstehen. 

Um den Gemeinden des Amtes Schönberger Land die Risikobewertung zu erleichtern, wie 
sich ein möglicher Beteiligungserwerb bzw. die Ausgleichsabgabe unter Annahme der 
Planwerte des Vorhabenträgers und unter Berücksichtigung der ihnen zur Verfügung 
stehenden Finanzierungskonditionen aufwands- und ertragsseitig bzw. finanziell auf den 
Haushalts auswirken würde, wird auf die vom Energieministerium M-V zur Verfügung 
gestellten Materialien (Handbuch zum BüGembeteilG M-V und  Excel-Tool) ausdrücklich 
hingewiesen. 

Gemeinden die über eine eingeschränkte, gefährdete oder weggefallene dauernde 
Leistungsfähigkeit verfügen, müssten ihre eigene individualisierte Prüfung, ob ein 
fremdfinanzierter Beteiligungserwerb mit der Haushaltslage und der dauernden 
Leistungsfähigkeit im Einklang steht (Risikobewertung) entweder als gesonderte Anlage zum 
Haushalt oder aber im Vorbericht darstellen. 

 

Sollten weitere Fragen auftreten, stehe ich gerne zur Verfügung. 

MfG 
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•258 Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2016 Nr. 9

Gesetz über die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie
Gemeinden an Windparks in Mecklenburg-Vorpommern und zur

Änderung weiterer Gesetze
(Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz — BüGembeteilG M-V)

Vom 18. Mai 2016

• GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 230 - 2

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Landesplanungsgesetzes*

Das Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Lan-
des Mecklenburg-Vorpomrnem in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Mai 1998 (GV0B1. M-V S. 503), das durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBI. M-V S. 323) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: •

1. § 2 wird wie folgt geändert:

Der Nummer 7 wird folgender Satz angefügt:

änderung der Mecklenburger und vorpommerschen Land-
schaft und den daraus entstehenden raumordnerischen Kon-
flikten soli durch die Absicherung einer wirtschaftlichen
Beteiligungsmöglichkeit für Bürgerinnen und Biirger sowie
Gemeinden Rechnung getragen werden."

2. § 4 Absatz 9 Satz 1 Numrher 3 wird folgender Satz 2 ange-
fügt:

„bei Eignungsgebieten fiir Windenergieanlagen ist eine wirt-

Bürger sowie Gemeinden im Sinne des Bürger- und Gemein-
denbeteiligungsgesetzes vorzusehen."

Artikel 2
Gesetz über die Beteiligung von Bürgerinnen und

Bürgern sowie Geineinden an Windparks in
„Meeklenburg-Vorpommérn

(Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz —
BüGembeteilG M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 230 - 3

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für alle nach § 4 Absatz 1 Satz 3 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 sowie Num-
mer 1.6 des Anhangs 1 zur Verordnung über genehmigungsbe-

genehmigungsbedürfügen Windenergieanlagen.

(2) Ausgenommen vom Anwendungsbereich dieses Gesetzes sind

1. Windenergieanlagen auf See,

2. Windenergieanlagen, die nach § 35 Absatz 1 Baugesetzbuch
als unselbstständiger Teil eines privilegierten Betriebes geneh-
migungsfähig sind.

(3) Die zustänclige Behörde kann Ausnahmen zulassen für Wind-
energieanlagen, die in erster Linie der Entwicklung oder Erpro-
bung wesentlicher technischer Neuerungen dienen oder sonst
einem Verfahren im 1. Abschnitt des Raumordnungsgesetzes un-

§ 2
Begriffsbestiminungen

Im Rahmen dieses Gesetzes gelten folgende Begriffsbestimmun-
gen:

1. Vorhabenträger ist derjenige, der beabsichtigt, Windenergie-
anlagen zu errichten und die dafür erforderliche immis-
sionsschutzrechtliche Genehmigung beantragt sowie dessen
Rechtsnachfolger. Nach Errichtung und Inbetriebnahme der
Windenergieanlagen ist Vorhabenträger der Betreiber. der
Windenergieanlagen, mithin auch jeder Erwerber des Vorha-
bens oder einzelner dazugehöriger Wmdenergieanlagen und
dessen Rechtsnachfolger.

2. Vorhaben ist did Gesamtheit aller räumlich zusammenhängen-
den Windenergieanlagen, für die ein Vorhabehträger 'eine
immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung und
zum Betrieb beantragt.

3. Offerte ist die Aufforderung zur Abgabe eines verbindlichen
Vertragsangebots in Form der Zeichnung von Gesellschafts-
anteilen oder eines Sparprodukts.

• 4. Ausgleichsabgabe ist eine laufende Zahlung des Vorhabenträ-
gers an die nach § 5 Absatz 2 kaufberechtigten Gemeinden.

5. Sparprodukt ist eine erstattungsfähige Einlage im Sinne von
Artikel Absatz 1 Nummer 3 und Nummer 4 der Richtlinie
2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
16. April 2014 über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173
vom 12.6.2014, S. 149, ber. ABl. L 212 S. 47 vom 18.7.2014
und ABI. L 309 vom 30.10.2014, S. 37) und der zu ihrer
Umsetzung ergangenen nationalen Vorschriften.

* Ändert Gesetz i. d. F. d. B. vom 5. Mai 1998; GS MeckL-Vorp. GL Nr. 230 - 1
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§ 3
Projektgesellschaft; Haftungsbeschränkung

(1) Die Errichtung und der Betrieb von Wmdenergieanlagen haben
durch eine ausschließlich diesen Zwecken dienende projektbezo-
gene Gesellschaft zu erfolgen. Die Gesellschaft ist projektbezo-
gen, wenn sie ein Vorhaben betrifft. Eine Beteiligung an anderen
Gesellschaften ist nur zulässig, wenn es sich um ein untergeord-
netes Hilfs- oder Nebengeschäft handelt. Bei einer Auslagerung

sich die Gestaltungs-, Lenkungs- und Weisungsrechte ausdrück-
lich vorzubehalten.

(2) Die Gesellschaft muss nach ihrer Rechtsform und konkreten
Ausgestaltung die auf den Einlagebetrag beschränkte Haftung der
nach diesem Gesetz Kaufberechtigten im Außen- und Innenver-
hältnis sicherstellen. •

(3) Der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung sind entsprechend
den Vorgaben der Kommunalverfassung für eine Beteiligung von
Gemeinden, kommunalen Zweckverbänden oder Kommunalun-
ternehmen an Unternehmen und Einrichtungen in Privatrechts-
form auszugestalten.

• § 4
Beteiligungspflicht und -zeitpunkt •

e t e t V (1) Der Vorhabenträger hat den Kaufberechtigten mindestens
20 0,4 20 Prozent der Anteile an der Gesellschaft nach § 3 zum Kauf zu

offerieren. Diese Quote bestimmt sich nach der Summe aller
Gesellschaftseinlagen. Auf sie werden nur Anteile angerechnet,
welche die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 2 erfüllen. Die Ver-
pflichtung nach Satz 1 kann durch eine mittelbare Beteiligung
erfüllt werden, wenn diese hinsichtlich ihrer Rechte einer unmit-
telbaren Beteiligung gleichgestellt ist und dem Anwendungsbe-
reich des Kapitalanlagegesetzbuchs nicht unterfällt.
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(2) Die offerierten Gesellschaftsanteile dürfen durch den Gesell-
schaftsvertrag oder die Satzung nicht schlechter gestellt werden
als die übrigen Anteile.

•

(3) Die Offerte kann, soweit die Genehmigung im Sinne von § 4
Bundes-Immissionsschutzgesetz vorliegt, frühestens zwei Mona-
te vor der geplanten Inbetriebnahme der ersten zum Vorhaben

deren Inbetriebnahme erfolgt sein. Der Vorhabenträger hat unver-
züglich nach Erhalt der immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung die gemäß § 5 Absatz 2 Kaufberechtigten schriftlich über das
Vorhaben zu informieren. Wird die Vergütung der erzeugten
Strommenge von Windenergieanlagen gemäß § 1 Absatz 1 durch
öffentliche Ausschreibungen ermittelt und findet diese Ausschrei-
bung zeitlich nach Erhalt der immissionsschutzrechtlichen Geneh-

lichen und spätestens dann die ihm nach Satz 2 obliegende Infor-

Absatz 2 Satz 1 entsprechend, wobei hinsichtlich der Nummern 5,
6, 9, 11 und 12 die Mitteilung der vdraussichtlichen Daten und
hinsichtlich der Nummem 7, 8 und 13 die Mitteilung einer
eigenen vor1äufign Kalkulation des Vorhabenträgers ausreichend
ist.

§ 5
Kautberechtigte

(1) Kaufberechtigt im Sinne von § 4 sind alle natürlichen Perso-
nen, die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Offerte seit min-
destens drei Monaten mit ihrer Wohnung in einer Entfernung von
nicht mehr als 5 Kilometem von der Errichtungsstelle oder dem
Standort der Windenergieanlage gemeldet sind.

(2) Kaufberechtigt sind femer die Gemeinden, auf deren Gebiet
sich die Windenergieanlage befindet, sowie Gemeinden, deren
Gemeindegebiet nicht mehr als 5 Kilometer vom Standort der V
Windenergieanlage ,entfemt liegt.

(3) Anstelle einer nach Absatz 2 kaufberechtigten Gemeinde ist
ein kommunaler Zweckverband oder ein Amt, dessenMitglied die G11-1-C-C--
Gemeinde ist, kaufberechtigt, wenn die Gemeinde alisdrücklicha. , 2

eVorhabenträger den Verzicht auf ihre Kaufberechtigung erldärt . "
und im Falle eines Verzichts zu Gunsten eines Zweckverbandes
der Verband nicht wirtschaftlich tätig ist. Gleiches gilt hinsichtlich
eines Kommunalunternehmens oder eines gemeinsamen Kommu-
nalunternehmens, das sich in der Trägerschaft der Gemeinde
befindet, soweit es nicht wirtschaftlich tätig ist.

noici",(4`•
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(4) Die Entfernung nach Absatz 1 bemisst sich zwischen der
Grundstücksgrenze des eingetragenen Wohnorts der jeweiligen
Person und dem Standort der Windenergieanlage. Im Falle eines
Anlagenparks ist .die Errichtungsstelle oder der Standort der
nächstgelegenen Windenergieanlage des Vorhabens , für die Be-
stimmung der Entfernung nach Absatz 1 und 2 maßgebfich.

§ 6 •

Kaufpreis •und Stückelung der Anteile

(1) Der Kaufpreis für jeden nach § 4 offerierten Anteil bestimmt
sich nach der quotalen Beteiligung des einzelnen Anteils • am
Eigenkapital der Gesellschaft nach § 3.

(2) Das Eigenkapital der Gesellschaft errechnet sich aus der Sum-
me des Werts aller nach dieser Vorschrift bewerteten Vermögens-

stände abzüglich des zur Finanzierung aufgenommenen Fremdka-
pitals und etwaiger weiterer fremdkapitalähnlicher • Instrumente
(Nettofinanzverbindliehkeiten) sowie sonstiger Schulden der Ge-
sellschaft.

(3) Bei der Ermittlung des Werts der Vermögensgegenstände der

sätze zur Bewertung von Immobilien" vom 14. August 2013, Fach-

Heft 11/2013, S. 503 ff.) in Verbindung mit der Verordnung über die
• Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstü-

cken vom 19. Mai 2010, BGB1. I S. 639 (nachfolgend ImmoWertV
genannt) und in Verbindung mit der Richtlinie zur Ermittlung des
Sachwertes (Sachwertrichtlinie vom 5. September 2012, veröffent-
licht irn BAnz AT 18. Oktober 2012 B 1) anzuwenden. Die gewöhn-
lichen Herstellungskosten werden im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes unwiderleglich als preisbestimmend zu Grande gelegt.
Marktanpassungsfaktoren im Sinne des § 21 ImmoWertV sind bei
der Ermittlung des Sachwerts nicht zu berücksichtigen.
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(4) Bei Anwendung des Sachwertverfahrens ist der Wert der bauli-
chen Anlagen, . Außenanlagen, besonderen Betriebseinrichttingen

nach gewöhnlichen Herstellungskosten zu ermitteln. Die gewöhnli-
chen Herstellungskosten sind abzuleiten aus'den tatsächlichen Her-
stellungskosten abzüglich marktuntypisch erhöhter Kostenanteile.

(5) Zum Vergleich ist der Wert der Gesellschaft nach dem Ertrags-

2008), Fachnachrichten-Institut der Deutschen Wirtschaftsprüfer
(FN-IDW Heft 7/2008, S. 271 ff.) in der jeweils gültigen Fassung
zu ermitteln. Sollte der nach Absatz 2 ermittelte Wert des Eigen-
kapitals der Gesellschaft über dem nach Satz 1 ermittelten Wert
liegen, ist letztgenannter Wert für die Bestimmung des Eigenkapi-
tals im Sinne von Absatz 2 maßgeblich.

(6) Der Kaufpreis pro Anteil ist im Auftrag des Vorhabenträgers
durch eine öffentlich bestellte Wirtschaftsprüferin oder einen
öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer unter Anwendung des nach
dieser Vorschrift modifizierten Bewertungsverfahrens zu ermit-
teln. Maßgeblicher Bewertungsstichtag ist das Datum der Infor-
mation der zuständigen Behörde nach Absatz 7 Satz 1. Qualitäts-
stichtag ist das Datum der geplanten Inbetriebnahme der letzten
zum Vorhaben gehörenden Windenergieanlage. Die Wirtschafts-
prüferin oder der Wirtschaftsprüfer hat als neutrale Gutachterin
oder neutraler Gutachter die Erklärung abzugeben, dass der Kauf-
preis in Übereinstimmung mit den Vorschriften dieses Gesetzes,
insbesondere auch des Absatzes 5, ermittelt wurde.

(7) Dei zuständigen Behörde nach § 15 Absatz 1 sind frühestens 20,
spätestens 10 Werktage vor der Bekanntmachung der Offerte der
nach dieser Vorschrift ermittelte Kaufpreis, die Erklärung der
Wirtschaftspriiferin oder des Wirtschaftsprüferi naCh § 6 Absatz 6.
Satz 4 sowie die Grundlagen der Berechnung des Kaufpreises für
ihre Prüfung zu übermitteln. Bei Zweifeln an der Richtigkeit des
ermittelten Kaufpreises ist die iuständige Behörde berechtigt, auf
Kosten des Vorhabenträgers eine weitere öffentlieh bestellte Wirt-
schaftsprüferin oder einen weiteren öffentlich bestellten Wirt-
schaftsprüfer mit der Prüfung zu beauftragen. Die zuständige
Behörde hat, den Vorhabenträger unverzüglich über die Beauftra-
gung zü informieren. Auf ihr Verlangen ist der Vorhabenträger
verpflichtet, flit imverzüglich alle zur Prüfung des ermittelten
Kapfpreises notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen
und alle diesbezüglich verlangten Informationen zu erteilen.

(8) Durch Stückelung der zu offerierenden Anteile ist sicherzu-
stellen, dass ein Kaufpreis von 500 Euro pro Anteil nicht über-
schritten wird. Eine Mindestzahl zu erWerbender Anteile darf
nicht vorgegeben werden.

7
Bekanntmachung und Inhalt der Offerte

(1) Der Vorhabenträger hat die Offerte sämtlichen nach § 5 Absatz 1
und Absatz 2 Kaufberechtigten sowie der gemäß § 15 Absatz 1
zuständigen Behörde schriftlich mitzuteilen. Hierfür genügt eine

-
träger nur den ordnungsgemäßen Versand nachzüweisen.

(2) Die Offerte nach Absatz 1 muss folgende Inhalte aufweisen:

1. Bezeichnung des Projekts mit Angabe des Standortes,

2. Bezeichnung des Vorhabenträgers unter Angabe der gesetzli-
chen Vertreterin oder des gesetzlichen Vertreters,

3. Bezeichnung der Projektgesellschaft unter Angabe der gesetz-
lichen Vertreterin oder des gesetzlichen Vertreters, falls diese
von der Nummer 2 abweichen sollte,

4. Benennung der Anlageform unter Mitteilung der auf die Ein-
lage beschränkten Haftung der Kaufberechtigten,

5. Benennung der Gesellschafterin, des Gesellschafters oder der
Gesellschafter, welche die Geschäftsanteile als Vertragspart-
ner den Kaufberechtigten zur Verfügung stellen,

6. Angabe der Stelle, bei welcher der nach den bundesgesetzli-
chen Vorschriften zu erstellende Prospekt in vollständiger
Fassung abgerufen oder angefordert werden kann,

8. Angabe des Gesamtinvestitionsvolumens und der Summe
aller Gesellschaftseinlagen unter Angabe der Summe der nach
diesem Gesetz offerierten Anteile,

9. Mitteilung über die erforderliche Form und den notwendigen
Inhalt der Erklärung nach § 9 Absatz 1, deren Adressaten, den
Zeitpunkt des Ablaufs der Erklärungsfrist sowie den Hinweis
auf die Maßgeblichkeit des Eingangs der Erklärung,

. .
10. Hinweis auf das Zuteilungsverfahren nach § 9 Absatz 4 im

Falle der Überzeichnung,

12. Mitteilung über Zeit und Ort der Veranstaltung nach Absatz 5,
den Hinweis, dass die Beteiligung auf Grundlage des Bürger-
und Gemeindenbeteiligungsgesetzes erfolgt und

13. eine Zusammenfassung des Ergebnisses des nach § 6 Absatz 5
erstellten Ertragswertgutachtens mit dem Hinweis auf die
Erstellung durch eine öffentlich bestellte Wirtschaftsprüferin
oder einen öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer.

Ein gemäß § 13 des Vermögenanlagengesetzes zu erstellendes
Vermögensanlagen-Informationsblatt ist beizufügen. Der Offerte
an die Kaufberechligten nach § 5 Absatz 2 und der Mitteilung an ,
die zuständige Behörde ist zusätzlich das nach § 6 Absatz 5 erstell-
te Ertragswertgutachten beizufügen.

•

(3) Die Offerte ist zusätzlich in wenigstens einer regionalen Tages-
zeitung, im Internet auf einer von dem Vorhabenträger speziell für
das Vorhaben eingerichteten Inteinetseite, auf der Internetseite
des zuständigen Regionalen Planungsverbandes und gemäß der in
der Hauptsatzung der jeweiligen Gemeinde für die Bekanntma-
chung von Satzungen festgelegten Form bekannt zu machen.

(4) Die Bekanntmachung nach Absatz 3 muss hinreichend deutlich
platziert werden. Für den Inhalt gilt Absatz 2 Satz 1 entsprechend.

t ,
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(5) Innerhalb eines Monats hat der Vorhabenträger in einer öffent-
lichen Veranstaltung vor Ort fiber den Inhalt der Offerte zu infor-
mieren sowie den Kaufberechtigten Gelegenheit zu geben, Frageri
zum Projekt und zur Beteiligung zu stellen. Die Frist beginnt mit
der letzten fiir die Bekanntmachung nach den Absätzen 1 und 3
erforderlichen Veröffentlichung. Ausnahmsweise beginnt die Frist
auch, wenn eine der nach Absatz 3 eiforderlichen Veröffentlichun-
gen aus vom Vorhabenträger nicht zu vertretenden Gründen unter-
bleibt und er dies der zuständigen Behörde anzeigt. Fristbeginn
nach Satz 3 ist das Datum des Eingangs der Anieige bei der
Behörde.

•

§ 8 -
Informationspflichten des Vorhabenträgers

(1) Neben den vorstehend geregelten Pflichten des Vorhabenträ-
gers finden die bundeirechtlichen Prospekt- und Informations-
pflichten nach Maßgabe des Vermögensanlagengesetzes auf die
Offerte nach § 4 Anwendung, soweit nicht das Wertpapierpros-
pektgesetz anzuwenden sein sollte.

(2) Der Vorhab enträger hat der zuständigen B ehörde eine Abschrift
des Antrags auf Durchführung des immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahrens nach § 10 Absatz 1 Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz unverzüglich nach Einreichung bei der immis-
sionsschutirechtlichen Genehmigungsbehörde zu übermitteln.

§ •9
Anteilszeiclutung, Zuteilungsverfahren

(1) Die Zeichnung der offerierten Anteile durch die Kaufberech-
tigten erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem vom
Vorhabenträger gemäß § 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 benannten
Adressaten, auS der die Zahl der gezeichneten Anteile hervorge-.

ax4,.rtAihen muss.

1)131-C14- (2) Die Zeichnungsfrist beträgt fiinf Monate und beginnt am Tag
nach der nach § 7 Absatz 5 erforderlichen öffentlichen Informa-
tionsveranstaltung.

(3) Nach Ablauf der Zeichnungsfrist hat der Vorhabenträger die
Annahme form- und fristgerechter Erklärungen seitens der nach
§ 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 benannten Gesellschafter sicherzu-
stellen, wenn das Volumen der gezeichneten Anteile das der offe-

44.

opc
I L(e) Für den Fall, dass das Volumen der gezeichneten Anteiledas

der offerierten übersteigen sollte, sind kaufberechtigten Gemein-
(2.4.,' den, kommunalen ZweckVerbänden und Kommunaluntemehmen

die von ihnen gezeichneten Anteile bis zur Hälfte des Volumens

-
gen Anteile weiden tuner den kaufberechtigten natürlichen Perso-

n. ttej . verteilt. Diese erhalten zunächst jeweils einen Anteil. Danach
erhalten die kaufberechtigten natürlichen Persönen, dip jeweils
mindestens einen weitereh Anteil gezeichnet haben, Cinen zusätz-
lichen Anteil. Dieser Verteilmodus ist aniuwenden, bis alle Antei-
le zugewiesen sind. Über Anteile, die nicht nach diesem Prinzip
zugewiesen werden können, entScheidet das Los. Soweit die von
den kaufberechtigten Gemeinden, kommunalen Zweckverbänden
und Kommunalunternehmen gezeichneten Anteile das ihnen nach

schaftliche Teilhabe der Gemeinden undElaiihnerinnen sowie
Einwohner über die Zahlung einer Ausgleichsabgabe gemäß § 11
an die Gemeinde oder die GemeinClen und die Witte eines Spar-
produkts nach § 12 an die Einwohnerinnen sowie Einwohner si-
cherstellen.

(6) Entscheidet sich der Vorhabenträger für die Alternative nach
Absatz 5, hat er dies gegenüber den Kaufberechtigten nach § 5
Absatz 1 und 2 entsprechend § 7 Absatz 1, 3 und 4 Satz 1 'unver-
züglich nach Erhalt der immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung zu erklären. Der Erklärung an die Kaufberechtigten nach § 5
Absatz 2 ist die Information nach § 4 Absatz 3 Satz 2 und 3 beizu-
fügen. Die Erklärungen nach Satz 1 sind für den Vorhabenträger
und auch für den Rechtsnachfolger oder Erwerber des Vorhabens

Satz 1 vorbehaltene Volumen übersteigen sollten, findet die Zutei-
lung entsprechend den Regelungen in den Sätzen 2 bis 6 statt.
Falls das den kaufberechtigten natürlichen Personen nach Satz 2
vorbehaltene Volumen nicht durch die Zuteilung nach den Sät-
zen 2 bis 6 ausgeschöpft sein sollte, wird es im Rahmen der Zutei-
lung nach Satz 7 unter den kaufberechtigten Gemeinden, kommu-
nalen Zweckverbänden und Kommunalunternehmen verteilt.

(5) Nicht form- oder fristgerechte Erklärungen werden für das
Zuteilungsverfahren nach Absatz 4 nicht berücksichtigt.

(6) Entsprechend dem Ergebnis des Zuteilungsverfahrens nach
Absatz 4 hat der Vorhabenträger unverzüglich die Vertragserklä-
rung seitens der nach § 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 benannten
Gesellschafter gegenüber den Kaufberechtigten sicherzustellen.

§ 10
Freistellungsklausel ?f l ee ,

-.

(1) Neben der Offerte nach § 4 kann der Vorhabenträger den Kauf- J/efiz3-rs)
berechtigten eine alternative Möglichkeit wirtschaftlicher Teilha-
be, insbesondere einen vergünstigten lokalen Stromtarif, offerie-
ren. Die Offerte nach § 4 und die Offerte nach Satz 1 müssen nicht
zwingend wirtschaftlich gleichwertig sein.

(2) Für die Erklärung der Kaufberechtigten gegenüber dem Vorha-
benträger gilt § 9 Absatz 1 und 2 auch im Hinblick auf die Offerte
nach Absatz 1 entsprechend, soweit nicht strengere Formvor-
schriften gesetzlich vorgesehen sind.

(3) Die Kaufberechtigten, die sich für die Offerte im Sinne von
Absatz 1 entscheiden, werden für das Zuteilungsverfahren nach

mit diesen einen Vertrag zu den in der Offerte genahnten Bedin-
gungen abzuschließen oder dessen Zustandekommen sicherzu-
stellen.

(4) Die Kaufberechtigten dürfen in ihrer freien Wahl zwischen den
Altetnativen nach § 4 und Absatz 1 nicht beeinträchtigt werden,
insbesondere darf das Ausmaß werbender Äußerungen und Infor-
mationen nicht den Umfang der Werbung für die nach § 4 vdrge-
sehene Offerte übersteigen. Werbende Äußerungen und Informa-
tionen für das Altemativangebot sind stets mit einem deutlich
gestalteten Hinweis auf die gesetzliche Beteiligungsmöglichkeit
zu verbinden. lex Atm.

(5) Anstelle der Offerte nach § 4 kann der Vorhabenträger die wirt-
- - - f . _

o .
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einzelner Windenergieanlagen verbindlich, gegenüber den Kauf- • zu legen. Sollte sich nachträglich eine wesentliche Verschlechte-
berechtigten nach § 5 Absatz 2 jedoch erst nach deren jeweiliger rung des Ertragswertes aufgrund von zum Zeitpunkt des Bewer-
Zustfininung gemäß Absatz 7 Satz 2. Bis zu diesem Zeitpunkt tungsstichtages nach Satz 5 unvorhersehbaren Umständen erge-
kann er seine Erklärung gegenüber den kaufbereehtigten Gemein- ben, die ein Festhalten am zunächst ermittelten Koeffizienten
den jeweils einzeln widerrufen. .unbillig erscheinen ließe, kann die zuständige Behörde auf Antrag

tAi444'../A.44,r-1 t des Vorhabenträgers dessen erneute Festsetzung für die Zukunft
(7) Mit der Erklärung nach Absatz 6 Satz 1 erlöschen die Pflichten entsprechend den Sätzen 3 bis 9 zulassen mit der Maßgabe, dass
nach den §§ 3, 4, 6, 7 und 9 gegenüber den Kaufberechtigten nach der Bewertungsstichtag dem Zeitpunkt der Antragstellung
§ 5 Absatz 1. Gegenüber den Kaufberechtigten nach § 5 Absatz 2 spricht.
erlöschen diese Pflichten jeweils nur mit ihrer Zustimmung, überp,
die in angemessener Frist zu entscheiden ist. (3) Die Zahlung nach Absatz 1 und die ordnungsgemäße Berech-

(8) Sollten alle kaufberechtigten Gemeinden ihre Zustimmung

d. . offerierende Beteiligungsquote im Sinne von § 4 Absatz 1 mindes-
1 tens 10 Prozent. Für den Fall, dass nur einzelne der Kaufberech-

tiiten nach § 5 Absatz 2' ihre Zustimmung verweigern, ist cliesen
4kW-A:41« ein Anteil an der Quote von 10 Prozent zu offerieren. Der Anteil

sich aus dem Verhältnis der Gesamtzahl der kaufberechtig-
a l „ , „ ten Gemeinden zu der Zahl ihre Zustimmung verweigernder
1441,,{ Gemeinden.

§ 11
Ausgleichsabgabe

(1) Der Vorhabenträger hat die Ausgleichsabgabe, beginnend mit
dem auf die Inbetriebnahme der ersten zum Vorhaben gehörenden
Windenergieanlage folgenden Kalenderjahr, an die nach § 5
Absatz 2 kaufberechtigten Gemeinden zu zahlen, die ihre Zustim-
mung nach § 10 Absati7 Satz 2 erklärt haben. Die Zahlung hat bis
zum 30. April des jeweiligen Jahres zu erfolgen.

(2) Die Höhe der jährlichen, an die kaufberechtigten Gemeinden
insgesamt zu entrichtenden Ausgleichsabgabe wird berechnet
durch die Multiplikation eines individuellen Koeffizienten mit
der tatsächlich im vorangegangenen Kalenderjahr vergüteten
Nettostronmienge. Die Ausgleichsabgabe ist unter den kaufbe-
rechtigten Gemeinden, die ihre Zustimmung nach § 10 Absatz 7
Satz 2 erteilt haben, zu gleichen Anteilen zu verteilen. Zur Ermitt-
lung des individuellen Koeffizienten hat der Vorhabenträger ein
Ertragswertgutächten gemäß IDW S1 in der jeweils gültigen Fas-
sung in Auftrag zu geben, das durch eine öffentlich bestellte Wirt-
schaftsprüferin oder einen öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer
als neutrale Gutachterin oder neutraler Gütachter zu erstellen ist.
Die durch den Vorhabenträger vorgelegten Planungsrechnungen
sind durch die Wirtschafts.prüferin oder den Wirtschaftsprüfer zu
plausibilisieren. Maßgeblicher Bewertungssüchtag ist das Datum
der Information der zuständigen Behörde nach § 12 Absatz 10
Satz 1. Der zur ErmittIung der Ausgleichsabgabe maßgebliche
anteilige Ertragswert ist der Betrag, der auf den Gemeinden,
kommünalen Zweckverbänden und Kommunaluüternehmen nach
§ 9 Absatz 4 Satz 1 vorbehaltenen Geschäftsanteil von1.0 Prozent
entfiele. Sollten einzelne Gemeinden ihre Zustimmm4 nach § 10
Absatz .7 Satz 2 verweigert haben, verringert sich der in die
Berechnung einzustellende Geschäftsanteil von 10 Prozent um
die nach § 10 Absatz 8 Satz 2 und 3 zn offerierende Beteiligungs-
quote.
Der anzusetzende anteilige Ertragswert wird durch die über die
gesamte Projektlaufzeit prognostizierte Nettoeinspeisemenge
dividiert. Der so ermittelte Koeffizient ist im Ertragswertgutach-
ten festzustellen und für die gesamte Projektlaufzeit zu Grunde

nung nach Absatz 2 sind der zuständigen Behörde bis zum 10. Mai
des jeweiligen Jahres nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Ermitt-
lung des Koeffizienten nach Absatz 2 muss nur einmal, nämfich
mit dem ersten Nachweis nach Satz 1 durch Vorlage des Ertrags-
wertgutachtens belegt werden. Die tatsächlich eingespeisten Net-
tostrommengen sind mittels Bescheinigung einer öffeütlich
bestellten Wirtschaftsprüferin oder Steuerberaterin beziehungs-
weise eines öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfers oder Steuer-
beraters nachzuweisen. Der Nachweis kann auch durch Vorlage
eines von diesen erstellten oder geprüften Jahresabschlusses erfol-
gen.

(4) Die Gemeinden haben die Mittel aus der Ausgleichsabgabe zur
Steigerung der Akzeptanz für Windenergieanlagen bei ihren Ein-
wohnern zu verwenden. Zur Erreichung dieses Zwecks kommen
insbesondere Maßnahmen zur

1. Aufwertung von Ortsbild und ortsgebundener Infrastruktur,

2. Optimierung der Energiekosten oder des Energieverbrauchs
der Gemeinde oder der Einwohner,

3. Information über die Windenergie und deren Erzeugung oder

4. Förderung kommunaler Veranstaltungen oder Einrichtungen,
die der Kultur, Bildung oder Freizeit dienen, oder unterneh-
merischer Tätigkeiten in der Gemeinde, soweit für die Ein-
wohner jeweils ein ausreichender Bezug zu den aus der Wind-
energieerzeugung generierten Geldmitteln erkennbar ist,

in Betracht.

Für Aufgaben nach § 2 Absatz 3 und § 3 der Kommunalverfassung
dürfen sie keine Verwendung finden.

§ 12
Sparprodukt

durch ein vom Vorhabenträger zu bestirnmendes Kreditinstitut zu
offerieren. Die- Offerte ist ab der Erteilung der Genehmigung im
Sinne von § 4 BImSchG zulässig und muss bis zur Inbetriebnah-
me der ersten zum Vorhaben gehörenden Windenergieanlage er-
folgen.

(2) Auf die Offerte finden die Regelungen des § 7 Absatz 1, 2
Satz 1 Nummer 1, 2, 9 bis 12 sowie § 7 Absatz 3 bis 5 sinngemäße
Anwendung. Die Offerte darf mit der Erklärung des Vorhabenträ-

sind in die Offerte folgende Informationen aufzunehmen:
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1. Benennung der Anlageform,

2. Angabe der Gesamtanlagesumme nach Absatz 3 Nummer 3,

3. Angabe der Mindestanlagesumme nach Absatz 3 Nummer 4,

4. Angabe der Laufzeit des Sparprodukts,

5. Angabe der Verzinsung nach Absatz 4 sowie

6. Angabe der Stelle, bei welcher ein etwaiger nach bundesge-
setzlichen Vorschriften zu erstellender Prospekt in vollständi-
ger Fassung abgerufen oder angefordert werden kann, und

7. Angabe der vollständigen Emissionsbedingungen des Kredit-
instituts in einer • separaten Anlage zur schriftlichen Offerte
entsprechend § 7 Absatz 1.

(3) Der Vorhabenträger hat sicherzustellen, dass das vom Kredit-
institut offerierte Sparprodukt folgenden Vorgaben entspricht:

1. Die Laufzeit hat mindestens drei bis höchstens zehn Jahre zu
betragen.

2. Eine Verzinsung nach Absatz 4 ist zu gewähren.

3. Die Gesamtanlagesumme muss mindestens 10 Prozent des
entsprechend § 6 Absatz 2 und 5 Satz 1 durch eine öffentlich
bestellte Wirtschaftsprüferin oder einen öffentlich bestellten
Wrtschaftsprüfer zu bestimmenden Eigenkapitals betragen.
Maßgeblicher Bewertungsstichtag ist das Datum der Informa-
tion der zuständigen Behörde nach Absatz 10 Satz 1. ,

4. Die Mindestanlagesurnme für einen Kaufberechtigten dad
•500 Euro nicht übersteigen.

5. Das Sparprodukt darf keine Nachrangabrede oder einer sol-
chen gleichkommende Bedingungen enthalten.

(4) Zur Bestirmnung der Höhe der Verzinsung des Sparprodukts
ist der auf die Gesamtanlagesumme entfallende anteilige Ertrags-

oder neutraler Gutachter zu erstellen ist, festzustellen. Der auf die
Gesamtanlagesumme entfallende Anteil am Ertragswert ent-
spricht dabei 10 Prozent. Die durch den Vorhabenträger vorgeleg-
ten Planungsrechnungen sind durch die Wirtschäftsprüferin oder
den Wirtschaftsprüfer zu plausibilisieren. Maßgeblicher Bewer-

Behörde nach Absatz 10 Satz 1. Der Quotient aus dem ermittelten
anteiligen Ertragswert und der projektierten Gesamtnutzungs-
dauer des Vorhabens bis zur Außerbetriebnahme der letzten zum
Vorhaben gehörenden Windenergieanlage ergibt die jährliche
Rendite, welche als Vomhundertsatz bezogen auf die Gesamtan-
lagesumme die Verzinsung darstellt. Die so errechnete Verzin-
sung bleibt • auch dann rnaßgeblich, wenn das Volumen der von
den Kaufberechtigten insgesamt.gezeichneten Anlagesumme die

erreichen sollte.

(5) Die Frist, innerhalb derer die Kaufbereehtigten nach § 5 Ab-
satz 1 die Möglichkeit haben, das Sparprodukt zu zeichnen, beträgt
zwei Monate und beginnt am Tag nach der gemäß Absatz 2 in
Verbindung mit § 7 Absatz 5 Satz 1 erforderlichen Informations-
veranstaltung. Die Zeichnung erfolgt durch schriftliche Erklärung

die Höhe der durch den Kaufberechtigten gezeichneten Anlage-
, summe enthalten.

(6) Nach Ablauf der Zeichnungsfrist h2 der Vorhabenträger die
Annahme form- und fristgerechter Erklärungen seitens des von
ihm benannten Kreditinstituts
der durch die Kaufberechtigten insgesamt gezeichneten Anlage-
sumrne die Gesamtanlagesumme nicht übersteigt.

(7) Für den Fall, dass das Volumen der von den Kaufberechtigten
insgesamt gezeichneten Anlagesumme die seitens des Kreditinsti-
tuts offerierte Gesamtanlagesumme übersteigen sollte, gelten § 9

be, dass die Mindestanlagesumme nach Absatz 3 Numrner 4 einem
Anteil entspricht. Entsprechend dem Ergebnis des Zuteilungsver-
fahrens hat der Vorhabenträger das Zustandekommen des Vertra-
ges über das Sparprodukt zwischen dem Kreditinstitut und den
Kaufberechtigten sicherzustellen.

(8) Sollte das Volumen der von den Kaufberechtigten insgesamt
gezeichneten Anlagesumme die seitens des Kreditinstituts offe-
rierte Gesamtanlagesumme nicht erreichen, hat der Vorhabenträ-
ger die Differenz zwischen der jährlichen Rendite im Sinne von
Absatz 4 Satz 5 und dem Gesamtbetrag der tatsächlich an die
Kaufberechtigten in dem jeweiligen Jahr seitens des kreditinsti-
tuts gezahlten Zinsen zur anteiligen Erhöhung der nach ,§ 11
Absatz 1 zu zahlenden Ausgleichsäbgabe zu verwenden; Gemein-
den, die nach § 10 Absatz 7 Sätz 2 ihre Zustimmung nicht erteilt
haben, bleiben unberücksichtigt, sofern alle Gemeinden die
Zustimmung nicht erteilt haben, entfallt die Verpflichtung nach
dem ersten Halbsatz. Dafür ist der Differenzbetrag der nach § 11
Absatz 2 Satz 1 ermittelten Höhe der Ausgleichsabgabe hinzuzu-
setzen. Der Vorhabenträger hat die zuständige Behörde über die
fehlende Ausschöpfung der Gesamtanlagesumme unverzüglich zu
informieren und die Erhöhung nach Satz 1 zusammen Mit dem
Nachweis gemäß § 11 Absatz 3 jeweils gegenüber der zuständigen
Behörde zu belegen.

(9) Nach Ende der Laufzeit des Sparprodukts hat der Vorhabenträ-
ger erneut die Offerte eines Sparprodukts nach denAbsätzen 1 bis 8
sicherzustellen. Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist die Offerte
zwei Monate vor Ende der Laufzeit des vorangehenden Sparpro-
dukts zu machen. Der Vorhabenträger kann auf die öffentliche
Informationsveranstaltung nach Absatz 2 in Verbindung mit § 7
Absatz 5 verzichten. Abweichend von Absatz 5 Satz 1 beginnt die
Zeichnungsfrist dann mit der letzten für die Bekanntmachung
nach Absatz 2 in Verbindung rnit § 7 Absatz 1 und 3 erforderlichen
Veröffentlichung. § 7 Absatz 5 Satz 3 und 4 findet entsprechende
Anwendung. Die Pflicht zur Neuauflage des Sparpredukts besteht
bis zur Beendigung des Betriebs der letzten zum Vorhaben gehö-
renden Windenergieanlage.

(10) Der zuständigen Behörde sind frühestens 20, spätestens
10 Werktage vor der Bekanntrnachung der Offerte nach Absatz 1,
gegebenenfalls in Verbindung mit Absatz 9, die nach Absatz 3
Nummer 3 zu ennittelnde Gesamtanlagesumme und die Grundla-
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gen ihrer Berechnung mit einer Erklärung der Wirtschaftsprüferin
oder. des Wirtschaftsprüfers, die Ermittlung entsprechend den
gesetzlichen Vorgaben durchgeführt zu haben, zu übermitteln.
Gleichzeitig ist ihr die nach Absatz 4 ermittelte Verzinsung miter
Vorlage der Grundlagen ihrer Berechnung und des Ertragswert-
gutachtens der Wirtschaftsprüferin oder des Wirtschaftsprüfers
vorzulegen. Bei Zweifeln an der Richtigkeit der ermittelten Ge-
sämtanlagesumme oder der Verzinsung ist die zuständige Behörde
berechtigt, auf Kosten des Vorhabenträgers eine weitere öffentlich
bestellte Wirtschaftsprüferin oder einen weiteren öffentlich

bie
zuständige Behörde hat den Vorhabenträger unverzüglich über die
Beauftragung zu informieren. Auf ihr Verlangen ist der Vorhaben-
träger verpflichtet, ihr unverzüglich alle zur Prüfung der ermittel-
ten Gesamtanlagesumme oder der Verzinsung notwendigen .Un,
terlagen zur Verfügung zu stellen und alle diesbezüglich verlang-
ten Informationen zu erteilen.

9. die Vorlagepflichi nach § 8 Absatz 2,

10. Vorschriften zur Vertragserklärung oder deren Sicherstellung
gegenüber den Kaufberechtigten nach § 9 Absatz 3, Absatz 6
oder § 10 Absatz 3 Satz 2,

11. Vorschriften zum Zuteilungsverfahren nach § 9 Absatz 4,
Absatz 5 oder § 10 Absatz 3 Satz 1,

12. das Verbot zur Beeinträchtigung der freien Wahl der Kaufbe-
rechtigten bei der Offerte einer alternativen Teilhabemöglich-
keit nach § 10 Absatz 4 Satz 1 oder die Hinweispflicht nach
§ 10 Absatz 4 Satz 2,

13. die Zahlungspflicht nach § 11 Absatz 1 oder die Bestimmun-
gen zur Errechnung der Höhe oder Verteilung der Ausgleichs-
abgabe nach § 11 Absatz 2 oder deren Erhöhung nach § 12
Absatz 8 Satz 1 und 2,

§ 13
Aufgaben und Befugnisse '

(1) DieZuständige Behörde überwacht die Erfüllung der nach die-
sem Gesetz bestehenden Verpflichtungen und trifft nach pflichtge-
mäßem Ermessen die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr von
Zuwiderhandlungen gegen diese Verpflichtungen.

(2) Der Vorhabenträger hat gegenüber- der zuständigen Behörde
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ge-
gen

1. die Pflicht zur Gründung einer Projektgesellschaft oder eine
Vorschrift zu deren Ausgestaltung nach § 3 Absatz 1 bis 3,

2. die Pflicht zur Offerierung von Gesellschaftsanteilen nach § 4
Absatz 1, gegebenenfalls in Verbindung mit § 10 Absatz 8, das
Verbot der Benachteiligung nach § 4 Absatz 2 oder die Vor-
schrift zum Zeitpunkt der Offerte nach § 4 Absatz 3 Satz 1,

3. die Informationspflicht nach § 4 Absatz 3 Satz 2 bis 4,

4. eine Vorschrift über die Ermittlung des Kaufpreises nach § 6
Absatz 1 bis 6,

5. die Übermittlungspflicht nach § 6 Absatz 7 Satz 1 oder die
Vorlage- oder Auskunftspflicht gemäß § 6 Absatz 7 Satz 4,

6. die Vorschriften zur Stückelung oder Mindestzahl der zu offe-
rierenden Anteile nach § 6 Absatz 8, •

7. Vorschriften zur Bekanntmachung der Offerte nach § 7 Ab-
satz 1, Absatz 3 bis 4 Satz 1 oder zu deren Inhalt gemäß § 7
Absatz 2 oder Absatz 4 Satz 2,

8. eine Vorgabe zur Informationsveranstaltung nach § 7 Absatz 5,

15. die Pflicht zur Offerierung des Sparprodukts nach § 10 Ab-
satz 5, Absatz 6 Satz 1 in Verbindung nnt § 12 Absatz 1 Satz 1

.oder zur erneuten Offerte nach § 12 Absatz 9 Satz 1 und 6,

16. Vorschriften bezüglich des Zeitpunkts der Offerte für das Spar-
produkt nach § 12 Absatz 1 Satz 2 oder § 12 Absatz 9 Satz 2,

17. Vorschriften zur Bekanntmachung der Offerte für das Sparpro-

und 4 Satz 1 oder zu deren Inhalt gemäß § 12 Absatz 2
Satz 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2, 9
bis 12, Absatz 4 Satz 2 oder nach § 12 Absatz 2 Satz 3,

18. eine Vorgabe zur Informationsveranstaltung hinsichtlich des

Absatz 5,

19. eine Vorgabe nach § 12 Absatz 3,

20. die Vorschriften zur Ermittlung der Gesamtanlagesurnme nach
§ 12 Absatz 3 Nummer 3 in Verbindung mit § 6 Absatz 2 und 5
Satz 1 als Wirtschaftsprüferin oder Wirtschaftsprüfer,

21. die Vorschrift zur Ermittlung der Verzinsung nach § 12 Ab-
satz 4,

22. Vorschriften zur Sicherstellung der Vertragserklärung gegen-

•

23. Vorschriften zum Zuteilungsverfahren in Bezug auf das Spar-
produkt nach § 12 Absatz 7 Satz 1 in Verbindung mit § 9
Absatz 4 Satz 2 bis 6 und Absatz 5, •

24. Informations-, Nachweis- oder Vorlagepflichten nach § 12
Absatz 8 Satz 3 oder Absatz 10 Satz 1, 2 und 5 oder

25. die Pflicht zur Erteilung von Auskünften oder die Gewährung
der Einsicht in Unterlagen nach § 13 Absatz 2

verstößt.
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes

bis zu 1 Million Euro und in den übrigen Fällen des Absatzes 1 mit
einer Geldbuße bis zu 500 000 Euro geahndet werden.

§ 15
Zuständigkeiten und VerordnungSermächtigung

(1) Zuständig für die Überwachung und Durchsetzung der Pflich-
ten aus diesem Gesetz, einschließlich der Verfolgung und Ahn-

Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung Mecklenburg-Vor-
pommern.

(2) Das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesent-
wicklung Mecklenburg-Vorpommern witd ermächtigt, durch Rechts-
verordnung nähere Vorschriften zu erlassen über

1. die Feststellung der Kaufberechtigung nach § 5 Absatz 1, den
Umfang, den Inhalt und die Form des Nachweises dieser Kauf-
berechtigung, deren Prüfung durch den Vorhabenträger sowie

2. den Umfang, den Inhalt und die Form

a) der Information nach § 4 Absatz 3 Satz 2 bis 4,

b) der Erklärung der Wirtschaftsprüferin oder des Wirtschafts-
prüfers nach § 6 Absatz 6 Satz 4 und § 12 Absatz 10 Satz 1,

c) der nach § 6 Absatz 7 Satz 1, § 11 Absatz 3 und § 12
Absatz 10 Satz 1 und 2 zu übermittelnden Nachweise,
Erklärungen und Grundlagen der Berechnung,

d) der nach § 6 Absatz 7 Satz 4 und § 12 Absatz 10 Satz 5 zur
Verfügung zu stellenden Unterlagen und der zu erteilen-
den Informationen, •

e) der Bekanntmachung der Offerte nach § 7 Absatz 1 bis 4
und der Offerte des Sparprodukts nach § 12 Absatz 2 Satz 1
und 3 in Verbindung mit § 7 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1

,

f) der Erklärung nach § 10 Absatz 6 Satz 1,

3. die Informationsveranstaltung nach § 7 Absatz 5 und § 12
Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 5, nämlich hin-
sichtlich Örtlichkeit, Zeitpunkt, Inhalt und Ausgestaltung,

4. die Durclahrung der Zuteilung nach § 9 Absatz 3 bis 6 sowie
nach § 12 Absatz 7 Satz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 4 Satz 2
bis 6 und Absatz 5,

5. die Offerte einbr alternativen Möglichkeit wirtschaftlicher

6.
nach § 10 Absatz 6 Satz 1 gegenüber den Kaufberechtigten
nach § 5 Absatz 2 zu erteilende Auskünfte oder ihnen vorzu-
legende, über § 10 Absatz 6 Satz 2 hinausgehende Unterlagen,
soweit diese für eine abgewogene Entscheidung nach § 10
Absatz 7 Satz 2 erforderlich sind,

7. die angemessene Frist irn Sinne von § 10 Absatz 7 Satz 2,

8. die Ausgestaltung der Berechnung der Höhe der Ausgleichs-
abgabe im Rahmen des § 11 Absatz 2 sowie die Konkretisie-
rung der Voraussetzungen für eine Neufestsetzung des indivi-
duellen Koeffizienten nach § 11 Absatz 2 Satz 10,

9. die zweckentsprechende Verwendung der Ausgleichsabgabe
nach § 11 Absatz 4,

10. die Ausgestaltung der Berechnung der Verzinsung im Rahmen
des § 12 Absatz 4 sowie

•

11. die Überprüfung der Durchführung und Einhaltung der sich
aus den §§ 3 bis 12 ergebenden Pflichten oder Beschränkun-

schließlich der Ausgestaltung von Umfang, Inhalt, Form und
Zeitpunkt einzelner Pflichten zur Auskunftsgewährung und
Gestattung von Unterlageneinsicht nach § 13 Absatz 2.

§ 16
Übergangsregelung

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Gesetzes genehmigte Windenergieanlagen und
Anlagen, deren Genehmigung unter Beifügung der vollständigen

derlichen Unterlagen beantragt ist. •

Berichterstattung •

Die Landesregierung berichtet dem Parlament drei Jahre ndch
dem Inkrafttreten des Gesetzes über dessen Auswirkungen und
eventuell notwendige Anpassungen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 18. Mai 2016

Der Ministerpräsident

Erwin Sellering

Der Minister fiir Energie,
Infrastruktur und Landesentwicklung

,
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Von:                                   schoenberg@naturenergie-hannover.de
Gesendet:                         30.04.2021 15:58
An:                                     Lenschow, Kristine
Cc:                                      Marcus Biermann - NaturEnergie Region Hannover eG
Betreff:                             AW: Ihre Offerte vom 15.01.2021

Sehr geehrte Frau Lenschow,
nach Rücksprache mit der Geschäftsführung teile ich Ihnen mit, dass für die Beteiligung am 
Bürgerwindpark Schönberg die wirtschaftliche Teilhabe durch eine Ausgleichsabgabe nach § 11 
BüGembeteilG M-V nicht in Betracht kommt. Das Projekt ist, auch mit der Erstellung des Ihnen 
vorliegenden Prospektes, auf die Beteiligung abgestellt, die wir Ihnen angeboten haben. Wir freuen uns 
sehr, wenn Sie sich am Bürgerwindpark Schönberg in dieser Form beteiligen und stehen natürlich für 
weitere Fragen jederzeit gern zur Verfügung.
Mit besten Grüßen in den Norden,
i.A. Tobias Bürger
Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG
Eilveser Hauptstraße 56
31535 Neustadt
Tel: +49 5034 8794 268

Von: Lenschow, Kristine <K.Lenschow@Grevesmuehlen.de> 
Gesendet: Montag, 19. April 2021 15:43
An: 'schoenberg@naturenergie-hannover.de' <schoenberg@naturenergie-hannover.de>
Cc: Koth, Peter <buergermeister@stepenitztal.de>
Betreff: Ihre Offerte vom 15.01.2021
Sehr geehrte Damen und Herren,
Sie haben der Gemeinde Stepenitztal am 15.01.2021 angeboten, Kommanditanteile an der 
Bürgerwindpark Schönberg GmbH & Co. KG zu erwerben. Die Stadt Grevesmühlen ist 
Verwaltungsbehörde für das Amt Grevesmühlen-Land und die amtsangehörigen Gemeinden, zu denen 
auch die Gemeinde Stepenitztal gehört. 
Ich bereite gerade eine entsprechende Beschlussvorlage für die Gemeindevertretung Stepenitztal vor. 
Das Bewertungsgutachten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Baker Tilly GmbH Co. KG geht auch auf 
die Ermittlung des Koeffizienten für die Ausgleichsabgabe gemäß § 11 BüGembeteilG M-V ein.
Bitte teilen Sie mir kurzfristig mit, ob die Möglichkeit besteht, dass die Gemeinde anstelle der Offerte 
nach § 4 auch die Möglichkeit erhält, die wirtschaftliche Teilhabe über die Zahlung einer 
Ausgleichsabgabe gemäß § 11 sicherzustellen. Sollte diese Möglichkeit bestehen, bitte ich um nähere 
Ausführungen.
Mit freundlichen Grüßen
Kristine Lenschow
Stadt Grevemühlen
Leiterin Finanzen

Stadt Grevesmühlen
Rathausplatz 1
23936 Grevesmühlen
Tel.: +49 3881/723-200
Mobil: +49 151/15608042
Fax: +49 3881/723-111
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E-Mail: K.Lenschow@Grevesmuehlen.de
Internet: www.grevesmuehlen.de 
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